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1

A. Einleitung
Von Edmund Brandt und Henriette Hagebölling

1. Mobilitätsbedürfnisse angemessen zu befriedigen, dürfte in den kommenden Jahren zu den 
zentralen Themen gehören, mit denen wir uns zu beschäftigen haben. Die Mobilitätswende, 
von der in dem Zusammenhang allenthalben die Rede ist, ist primär ein politisches Projekt. 
Mit Aussicht auf Erfolg angegangen werden kann das Vorhaben allerdings nur, wenn es auf 
eine sichere, rechtliche Grundlage gestützt werden kann. Wie es darum bestellt ist, wo sich 
Anknüpfungspunkte fi nden lassen und wo umgekehrt rechtspolitischer Handlungsbedarf be-
steht, ist derzeit schon deshalb alles andere als klar, weil off ensichtlich ein segmentierter Blick 
vorherrscht und sowohl bei der Erfassung des Normbestandes als auch bei seiner Durchdrin-
gung immer nur die einzelnen Mobilitätsträger in den Blick genommen werden. Sicher ist, 
dass sich die Art und Weise, wie die bisher dominierenden Mobilitätsträger wie insbesondere 
das Auto beschaff en sind und zum Einsatz gelangen, signifi kant ändern, es neuartige Mobi-
litätsträger geben und das Verhältnis zwischen ihnen noch austariert werden wird. Der da-
durch – zusätzlich erzeugte – Regulierungsbedarf wird enorm sein; bisherige Regulierungs-
ausformungen werden auf dem Prüfstand stehen, neuartige gilt es zu entwickeln und in ein 
kohärentes Regelungssystem zu transformieren.
Der dadurch ausgelöste rechtliche Klärungsbedarf ist beträchtlich; dies erst recht vor dem 
Hintergrund, dass es bislang auch nicht ansatzweise ein homogenes Mobilitätsrecht gibt und 
Rechtsfragen nur dann angemessen beantwortet werden können, wenn technische, politische 
und ökonomische Aspekte adäquat integriert werden. Einen Vorgeschmack darauf, was von 
der Rechtsordnung bewältigt werden muss, liefert die gegenwärtige Diskussion um zulas-
sungs-, haftungs- und versicherungsrechtliche Fragen im Zusammenhang mit dem automati-
sierten beziehungsweise autonomen Fahren.
Hier setzt die Vorschriftensammlung Mobilitätsrecht an. Mit ihr wird ein Beitrag dazu geleis-
tet, den einschlägigen Normenbestand insgesamt rasch erfassen zu können und bezogen auf 
die einzelnen Mobilitätsträger einen Zugang zu den maßgeblichen Bestimmungen zu ermög-
lichen. Angesetzt wird sowohl vertikal als auch horizontal. Das bedeutet, dass der Blick sich 
auf der einen Seite erstreckt von der supranationalen bis zur Landesebene und auf der an-
deren Seite alle relevanten Mobilitätsträger erfasst werden. Maßgebliches Kriterium für die 
Auswahl ist bei alledem die praktische Bedeutung, die den Vorschriften im Rahmen der Mo-
bilitätsdiskussion zukommt.

2.  Der sich anschließende Materialteil gliedert sich daher wie folgt: Anfangs werden – ge-
wissermaßen vor die Klammer gezogen – Europa- und verfassungsrechtliche Grundlagen auf-
geführt. Die Sammlung enthält demgemäß zunächst diejenigen Normen des Europarechts, 
die Mobilität allgemein im grenzübergreifenden Kontext ermöglichen sollen. Hierfür bilden 
der Vertrag über die Europäische Union (EUV), der Vertrag über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (AEUV) sowie die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRCh) 
die gebotene Basis. Darauf beruhend folgt die Darlegung maßgeblicher verfassungsrechtli-
cher Regelungen. Die Vorschriften gliedern sich in solche des Grundgesetzes, der Gesetzge-
bung und Ausführung der Bundesgesetze sowie des Finanzwesens. 
Weiterhin schließt sich eine Aufl istung von Regelwerken an, die nicht bloß einem bestimmten 
Mobilitätsträger zugeordnet werden können, sondern übergreifend gelten. Beispielhaft seien 
hier in diesem Zusammenhang das Personenbeförderungsgesetz (PBefG) und das Bundesfern-
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straßengesetz (FStrG) genannt.Wie auch für die übrige Vorschriftensammlung gültig, wird sich 
dabei aufgrund der begrenzten Kapazität eines solchen Werkes auf Regelungen beschränkt, 
die Mobilität hauptsächlich im wortwörtlichen Sinne umfassen. Allgemeine Gesetze oder 
Betriebsordnungen also, wohingegen beispielsweise das Zulassungsrecht nicht enthalten ist.
Den Hauptteil der Materialsammlung bilden die Regularien der sechs Mobilitätsträger Fuß-
gänger, Rad, Kraftfahrzeug, Flugzeug, Schiff  und Bahn. Dabei folgt die Darstellung stringent 
hierarchischer Struktur. Die Ordnung beginnt stets mit dem Völkerrecht, es folgt das Europa-
recht vor den Vorschriften des Bundes, woraufhin Auszüge besonders eindrücklicher Normen 
innerhalb eines Landesrechts das Ende des jeweiligen Mobilitätsträgers formen. 
Die Regelungen sind in Einzelfällen in ihrer Gänze, meist aber in Auszügen aufgeführt. An-
gesichts der Tatsache, dass diese Kategorien innerhalb der einzelnen Träger unterschiedlich 
stark besetzt oder gar unbesetzt sind, enthält die Sammlung darüber hinaus zu Beginn eines 
jeden Trägers, eine kurze Erläuterung zu diesbezüglichen rechtlichen Gegebenheiten.
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B. Materialteil
I. Europa- und verfassungsrechtliche Grundlagen
1. Europarecht
a. Vertrag über die Europäische Union (Auszüge)

Artikel 3 EUV 
(Ziele)

(1) Ziel der Union ist es, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern.
(2) Die Union bietet ihren Bürgerinnen und Bürgern einen Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts ohne Binnengrenzen, in dem – in Verbindung mit geeigneten Maßnahmen in 
Bezug auf die Kontrollen an den Außengrenzen, das Asyl, die Einwanderung sowie die Ver-
hütung und Bekämpfung der Kriminalität – der freie Personenverkehr gewährleistet ist.
(3) Die Union errichtet einen Binnenmarkt. Sie wirkt auf die nachhaltige Entwicklung Eu-
ropas auf der Grundlage eines ausgewogenen Wirtschaftswachstums und von Preisstabilität, 
eine in hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung 
und sozialen Fortschritt abzielt, sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der 
Umweltqualität hin. Sie fördert den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt.
Sie bekämpft soziale Ausgrenzung und Diskriminierungen und fördert soziale Gerechtigkeit 
und sozialen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und Männern, die Solidarität zwischen 
den Generationen und den Schutz der Rechte des Kindes.Sie fördert den wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt und die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten.
Sie wahrt den Reichtum ihrer kulturellen und sprachlichen Vielfalt und sorgt für den Schutz 
und die Entwicklung des kulturellen Erbes Europas.
(4) Die Union errichtet eine Wirtschafts- und Währungsunion, deren Währung der Euro ist.
(5) In ihren Beziehungen zur übrigen Welt schützt und fördert die Union ihre Werte und In-
teressen und trägt zum Schutz ihrer Bürgerinnen und Bürger bei. Sie leistet einen Beitrag zu 
Frieden, Sicherheit, globaler nachhaltiger Entwicklung, Solidarität und gegenseitiger Ach-
tung unter den Völkern, zu freiem und gerechtem Handel, zur Beseitigung der Armut und zum 
Schutz der Menschenrechte, insbesondere der Rechte des Kindes, sowie zur strikten Einhal-
tung und Weiterentwicklung des Völkerrechts, insbesondere zur Wahrung der Grundsätze der 
Charta der Vereinten Nationen.
(6) Die Union verfolgt ihre Ziele mit geeigneten Mitteln entsprechend den Zuständigkeiten, 
die ihr in den Verträgen übertragen sind.

Artikel 5 EUV 
(Kompetenz)

(1) Für die Abgrenzung der Zuständigkeiten der Union gilt der Grundsatz der begrenzten Ein-
zelermächtigung. Für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union gelten die Grundsätze der 
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit.
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(2) Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung wird die Union nur innerhalb 
der Grenzen der Zuständigkeiten tätig, die die Mitgliedstaaten ihr in den Verträgen zur Ver-
wirklichung der darin niedergelegten Ziele übertragen haben. Alle der Union nicht in den Ver-
trägen übertragenen Zuständigkeiten verbleiben bei den Mitgliedstaaten.
(3) Nach dem Subsidiaritätsprinzip wird die Union in den Bereichen, die nicht in ihre aus-
schließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezo-
genen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder lo-
kaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs 
oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind.
Die Organe der Union wenden das Subsidiaritätsprinzip nach dem Protokoll über die Anwen-
dung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit an. Die nationalen Parla-
mente achten auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips nach dem in jenem Protokoll vor-
gesehenen Verfahren.
(4) Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gehen die Maßnahmen der Union inhalt-
lich wie formal nicht über das zur Erreichung der Ziele der Verträge erforderliche Maß hinaus.
Die Organe der Union wenden den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach dem Protokoll 
über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit an.

Artikel 6 EUV 
(Gemeinsame Bestimmungen)

(1) Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000 in der am 12. Dezember 2007 in Straß-
burg angepassten Fassung niedergelegt sind; die Charta der Grundrechte und die Verträge sind 
rechtlich gleichrangig.
Durch die Bestimmungen der Charta werden die in den Verträgen festgelegten Zuständigkei-
ten der Union in keiner Weise erweitert.
Die in der Charta niedergelegten Rechte, Freiheiten und Grundsätze werden gemäß den all-
gemeinen Bestimmungen des Titels VII der Charta, der ihre Auslegung und Anwendung re-
gelt, und unter gebührender Berücksichtigung der in der Charta angeführten Erläuterungen, 
in denen die Quellen dieser Bestimmungen angegeben sind, ausgelegt.
(2) Die Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten bei. Dieser Beitritt ändert nicht die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten 
der Union.
(3) Die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfas-
sungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, sind als allgemeine Grundsätze Teil des 
Unionsrechts.
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b. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (Auszüge)

Artikel 4 AEUV 
(Geteilte Zuständigkeiten)

(1) Die Union teilt ihre Zuständigkeit mit den Mitgliedstaaten, wenn ihr die Verträge außer-
halb der in den Artikeln 3 und 6 genannten Bereiche eine Zuständigkeit übertragen.
(2) Die von der Union mit den Mitgliedstaaten geteilte Zuständigkeit erstreckt sich auf die 
folgenden Hauptbereiche:
a) Binnenmarkt,
b) Sozialpolitik hinsichtlich der in diesem Vertrag genannten Aspekte,
c) wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt,
d) Landwirtschaft und Fischerei, ausgenommen die Erhaltung der biologischen Meeres-

schätze,
e) Umwelt,
f) Verbraucherschutz,
g) Verkehr,
h) transeuropäische Netze,
i) Energie,
j) Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts,
k) gemeinsame Sicherheitsanliegen im Bereich der öff entlichen Gesundheit hinsichtlich der 

in diesem Vertrag genannten Aspekte. 

(3) In den Bereichen Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt erstreckt sich 
die Zuständigkeit der Union darauf, Maßnahmen zu treff en, insbesondere Programme zu er-
stellen und durchzuführen, ohne dass die Ausübung dieser Zuständigkeit die Mitgliedstaaten 
hindert, ihre Zuständigkeit auszuüben.
(4) In den Bereichen Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe erstreckt sich die 
Zuständigkeit der Union darauf, Maßnahmen zu treff en und eine gemeinsame Politik zu ver-
folgen, ohne dass die Ausübung dieser Zuständigkeit die Mitgliedstaaten hindert, ihre Zu-
ständigkeit auszuüben.

Artikel 20 AEUV 
(Unionsbürgerschaft)

(1) Es wird eine Unionsbürgerschaft eingeführt. Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörig-
keit eines Mitgliedstaats besitzt. Die Unionsbürgerschaft tritt zur nationalen Staatsbürger-
schaft hinzu, ersetzt sie aber nicht.
(2) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben die in den Verträgen vorgesehenen Rechte 
und Pfl ichten. Sie haben unter anderem
a) das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten;
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b) in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und passive Wahl-
recht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament und bei den Kommunalwahlen, wo-
bei für sie dieselben Bedingungen gelten wie für die Angehörigen des betreff enden Mit-
gliedstaats;

c) im Hoheitsgebiet eines Drittlands, in dem der Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit 
sie besitzen, nicht vertreten ist, Recht auf Schutz durch die diplomatischen und konsu-
larischen Behörden eines jeden Mitgliedstaats unter denselben Bedingungen wie Staats-
angehörige dieses Staates;

d) das Recht, Petitionen an das Europäische Parlament zu richten und sich an den Europä-
ischen Bürgerbeauftragten zu wenden, sowie das Recht, sich in einer der Sprachen der 
Verträge an die Organe und die beratenden Einrichtungen der Union zu wenden und eine 
Antwort in derselben Sprache zu erhalten. Diese Rechte werden unter den Bedingungen 
und innerhalb der Grenzen ausgeübt, die in den Verträgen und durch die in Anwendung 
der Verträge erlassenen Maßnahmen festgelegt sind.

Artikel 26 AEUV 
(Binnenmarkt)

(1) Die Union erlässt die erforderlichen Maßnahmen, um nach Maßgabe der einschlägigen 
Bestimmungen der Verträge den Binnenmarkt zu verwirklichen beziehungsweise dessen Funk-
tionieren zu gewährleisten.
(2) Der Binnenmarkt umfasst einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr 
von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen der Verträge 
gewährleistet ist.
(3) Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission die Leitlinien und Bedingungen fest, die er-
forderlich sind, um in allen betroff enen Sektoren einen ausgewogenen Fortschritt zu gewähr-
leisten.

Artikel 90 AEUV 
(Gemeinsame Verkehrspolitik)

Auf dem in diesem Titel geregelten Sachgebiet werden die Ziele der Verträge im Rahmen ei-
ner gemeinsamen Verkehrspolitik verfolgt.

Artikel 91 AEUV 
(zweckdienliche Maßnahmen)

(1) Zur Durchführung des Artikels 90 werden das Europäische Parlament und der Rat un-
ter Berücksichtigung der Besonderheiten des Verkehrs gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Aus-
schusses der Regionen
a) für den internationalen Verkehr aus oder nach dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 

oder für den Durchgangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines oder mehrerer Mitglied-
staaten gemeinsame Regeln aufstellen;
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b) für die Zulassung von Verkehrsunternehmern zum Verkehr innerhalb eines Mitglied-
staats, in dem sie nicht ansässig sind, die Bedingungen festlegen;

c) Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit erlassen;
d) alle sonstigen zweckdienlichen Vorschriften erlassen.

(2) Beim Erlass von Maßnahmen nach Absatz 1 wird den Fällen Rechnung getragen, in de-
nen die Anwendung den Lebensstandard und die Beschäftigungslage in bestimmten Regionen 
sowie den Betrieb der Verkehrseinrichtungen ernstlich beeinträchtigen könnte.

Artikel 92 AEUV 
(Stillhaltepfl icht)

Bis zum Erlass der in Artikel 91Absatz 1 genannten Vorschriften darf ein Mitgliedstaat die 
verschiedenen, am 1. Januar 1958 oder, im Falle später beigetretener Staaten, zum Zeitpunkt 
ihres Beitritts auf diesem Gebiet geltenden Vorschriften in ihren unmittelbaren oder mittelba-
ren Auswirkungen auf die Verkehrsunternehmer anderer Mitgliedstaaten im Vergleich zu den 
inländischen Verkehrsunternehmern nicht ungünstiger gestalten, es sei denn, dass der Rat ein-
stimmig eine Maßnahme billigt, die eine Ausnahmeregelung gewährt.

Artikel 93 AEUV 
(Ausnahme Beihilfeverbot)

Mit den Verträgen vereinbar sind Beihilfen, die den Erfordernissen der Koordinierung des 
Verkehrs oder der Abgeltung bestimmter, mit dem Begriff  des öff entlichen Dienstes zusam-
menhängender Leistungen entsprechen.

Artikel 94 AEUV 
(wirtschaftliche Lage Verkehrsunternehmer)

Jede Maßnahme auf dem Gebiet der Beförderungsentgelte und -bedingungen, die im Rahmen 
der Verträge getroff en wird, hat der wirtschaftlichen Lage der Verkehrsunternehmer Rech-
nung zu tragen.

Artikel 95 AEUV 
(Diskriminierung)

(1) Im Verkehr innerhalb der Union sind Diskriminierungen verboten, die darin bestehen, 
dass ein Verkehrsunternehmer in denselben Verkehrsverbindungen für die gleichen Güter je 
nach ihrem Herkunfts- oder Bestimmungsland unterschiedliche Frachten und Beförderungs-
bedingungen anwendet.
(2) Absatz 1 schließt sonstige Maßnahmen nicht aus, die das Europäische Parlament und der 
Rat gemäß Artikel 91 Absatz 1 treff en können.
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(3) Der Rat triff t auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Par-
laments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses eine Regelung zur Durchführung des 
Absatzes 1.
Er kann insbesondere die erforderlichen Vorschriften erlassen, um es den Organen der Union 
zu ermöglichen, für die Beachtung des Absatzes 1 Sorge zu tragen, und um den Verkehrsnut-
zern die Vorteile dieser Bestimmung voll zukommen zu lassen.
(4) Die Kommission prüft von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats die Diskriminie-
rungsfälle des Absatzes 1 und erlässt nach Beratung mit jedem in Betracht kommendenMit-
gliedstaat die erforderlichen Beschlüsse im Rahmen der gemäß Absatz 3 getroff enen Regelung.

Artikel 96 AEUV 
(Verbot von Unterstützungsmaßnahmen)

(1) Im Verkehr innerhalb der Union sind die von einem Mitgliedstaat auferlegten Frachten 
und Beförderungsbedingungen verboten, die in irgendeiner Weise der Unterstützung oder dem 
Schutz eines oder mehrerer bestimmter Unternehmen oder Industrien dienen, es sei denn, dass 
die Kommission die Genehmigung hierzu erteilt.
(2) Die Kommission prüft von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats die in Absatz 1 
bezeichneten Frachten und Beförderungsbedingungen; hierbei berücksichtigt sie insbeson-
dere sowohl die Erfordernisse einer angemessenen Standortpolitik, die Bedürfnisse der un-
terentwickelten Gebiete und die Probleme der durch politische Umstände schwer betroff enen 
Gebiete als auch die Auswirkungen dieser Frachten und Beförderungsbedingungen auf den 
Wettbewerb zwischen den Verkehrsarten.
Die Kommission erlässt die erforderlichen Beschlüsse nach Beratung mit jedem in Betracht 
kommenden Mitgliedstaat.
(3) Das in Absatz 1 genannte Verbot triff t nicht die Wettbewerbstarife.

Artikel 97 AEUV 
(Gebühren Grenzübergang)

Die Abgaben oder Gebühren, die ein Verkehrsunternehmer neben den Frachten beim Grenz-
übergang in Rechnung stellt, dürfen unter Berücksichtigung der hierdurch tatsächlich verur-
sachten Kosten eine angemessene Höhe nicht übersteigen. Die Mitgliedstaaten werden be-
müht sein, diese Kosten schrittweise zu verringern. Die Kommission kann zur Durchführung 
dieses Artikels Empfehlungen an die Mitgliedstaaten richten.

Artikel 98 AEUV 
(Ausnahmen gewisser deutscher Gebiete)

Die Bestimmungen dieses Titels stehen Maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
entgegen, soweit sie erforderlich sind, um die wirtschaftlichen Nachteile auszugleichen, die 
der Wirtschaft bestimmter, von der Teilung Deutschlands betroff ener Gebiete der Bundesre-
publik aus dieser Teilung entstehen. Der Rat kann fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des Ver-
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trags von Lissabon auf Vorschlag der Kommission einen Beschluss erlassen, mit dem dieser 
Artikel aufgehoben wird.

Artikel 99 AEUV 
(Beratender Ausschuss)

Bei der Kommission wird ein beratender Ausschuss gebildet; er besteht aus Sachverständi-
gen, die von den Regierungen der Mitgliedstaaten ernannt werden. Die Kommission hört den 
Ausschuss je nach Bedarf in Verkehrsfragen an.

Artikel 100 AEUV 
(Betroff ene Verkehrsmittel)

(1) Dieser Titel gilt für die Beförderungen im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiff sverkehr.
(2) Das Europäische Parlament und der Rat können gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahren geeignete Vorschriften für die Seeschiff fahrt und die Luftfahrt erlassen. Sie beschlie-
ßen nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen.

c. Charta der Grundrechte der Europäischen Union (Auszüge)

Artikel 15 GRCh 
(Berufsfreiheit)

(1) Jede Person hat das Recht, zu arbeiten und einen frei gewählten oder angenommenen Be-
ruf auszuüben.
(2) Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat Ar-
beit zu suchen, zu arbeiten, sich niederzulassen oder Dienstleistungen zu erbringen.
(3) Die Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten arbeiten 
dürfen, haben Anspruch auf Arbeitsbedingungen, die denen der Unionsbürgerinnen und Uni-
onsbürger entsprechen.

Artikel 16 GRCh 
(Unternehmerische Freiheit)

Die unternehmerische Freiheit wird nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und Gepfl ogenheiten anerkannt.
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Artikel 51 GRCh 
(Anwendungsbereich)

(1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter 
Wahrung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durch-
führung des Rechts der Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, halten sie sich an 
die Grundsätze und fördern sie deren Anwendung entsprechend ihren jeweiligen Zuständig-
keiten und unter Achtung der Grenzen der Zuständigkeiten, die der Union in den Verträgen 
übertragen werden.
(2) Diese Charta dehnt den Geltungsbereich des Unionsrechts nicht über die Zuständigkei-
ten der Union hinaus aus und begründet weder neue Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für 
die Union, noch ändert sie die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und Aufgaben
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2. Verfassungsrecht
a. Grundrechte (Auszüge)

Artikel 2 GG 
(Handlungsfreiheit u. Schutz v. Leben u. körperlicher Unversehrtheit)

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die 
Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittenge-
setz verstößt.
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist 
unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriff en werden.

Artikel 3 I GG 
(Allgemeiner Gleichheitsgrundsatz)

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

Artikel 12 I GG 
(Schutz Berufsfreiheit)

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wäh-
len. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt werden.

Artikel 14 I GG 
(Schutz Eigentum)

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch 
die Gesetze bestimmt.

b. Gesetzgebung (Auszüge)

Artikel 73 I Nr. 6 GG 
(Ausschließliche Gesetzgebung Luftverkehr)

(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über:
6. den Luftverkehr;
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Artikel 73 I Nr. 6a GG 
(Ausschließliche Gesetzgebung Eisenbahnen des Bundes)

(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über:
6a. den Verkehr von Eisenbahnen, die ganz oder mehrheitlich im Eigentum des Bundes ste-

hen (Eisenbahnen des Bundes), den Bau, die Unterhaltung und das Betreiben von Schie-
nenwegen der Eisenbahnen des Bundes sowie die Erhebung von Entgelten für die Be-
nutzung dieser Schienenwege;

Artikel 74 I Nr. 21 GG 
(Konkurrierende Gesetzgebung Hochsee- u. Küstenschiff fahrt)

(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete:
21. die Hochsee- und Küstenschiff ahrt sowie die Seezeichen, die Binnenschiff ahrt, den Wet-

terdienst, die Seewasserstraßen und die dem allgemeinen Verkehr dienenden Binnenwas-
serstraßen;

Artikel 74 I Nr. 22 GG 
(Konkurrierende Gesetzgebung Straßenverkehr, Kraftfahrtwesen)

(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete:
22. den Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen, den Bau und die Unterhaltung von Landstra-

ßen für den Fernverkehr sowie die Erhebung und Verteilung von Gebühren oder Entgel-
ten für die Benutzung öff entlicher Straßen mit Fahrzeugen;

Artikel 74 I Nr. 23 GG 
(Konkurrierende Gesetzgebung Schienenbahnen, 

die nicht Eisenbahnen des Bundes sind)

(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete:
23. die Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes sind, mit Ausnahme der Berg-

bahnen;

c. Ausführung der Bundesgesetze (Auszüge)

Artikel 87 I Nr. 1 GG 
(Bundeseigene Verwaltung der Bundeswasserstraßen u. der Schiff fahrt)

(1) 1. In bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau werden geführt der 
Auswärtige Dienst, die Bundesfi nanzverwaltung und nach Maßgabe des Artikels 89 die Ver-
waltung der Bundeswasserstraßen und der Schiff ahrt.
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Artikel 87 d I Nr. 1 GG 
(Luftverkehrsverwaltung als Bundesverwaltung)

(1) 1. Die Luftverkehrsverwaltung wird in Bundesverwaltung geführt.

Artikel 87 e I Nr. 1 GG 
(Eisenbahnverkehrsverwaltung)

(1) 1. Die Eisenbahnverkehrsverwaltung für Eisenbahnen des Bundes wird in bundeseige-
ner Verwaltung geführt.

Artikel 87 e III Nr. 1 GG 
(Privatisierung)

(3) 1. Eisenbahnen des Bundes werden als Wirtschaftsunternehmen in privat-rechtlicher 
Form geführt.

Artikel 87 e IV Nr. 1 GG 
(Gewährleistungspfl icht des Bundes)

(4) Der Bund gewährleistet, daß dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den Verkehrsbe-
dürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes sowie bei 
deren Verkehrsangeboten auf diesem Schienennetz, soweit diese nicht den Schienenpersonen-
nahverkehr betreff en, Rechnung getragen wird. Das Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt.

Artikel 89 II Nr. 1 GG 
(Verwaltung der Bundeswasserstraßen durch eigene Behörden)

(2) 1. Der Bund verwaltet die Bundeswasserstraßen durch eigene Behörden.

Artikel 90 II 
(Verwaltung der Bundesautobahnen durch die Länder)

(2) 1. Die Verwaltung der Bundesautobahnen wird in Bundesverwaltung geführt. 2. Der 
Bund kann sich zur Erledigung seiner Aufgaben einer Gesellschaft privaten Rechts bedie-
nen. 3. Diese Gesellschaft steht im unveräußerlichen Eigentum des Bundes. 4. Eine unmittel-
bare oder mittelbare Beteiligung Dritter an der Gesellschaft und deren Tochtergesellschaften 
ist ausgeschlossen. 5. Eine Beteiligung Privater im Rahmen von Öff entlich-Privaten Partner-
schaften ist ausgeschlossen für Streckennetze, die das gesamte Bundesautobahnnetz oder das 
gesamte Netz sonstiger Bundesfernstraßen in einem Land oder wesentliche Teile davon um-
fassen. 6. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.
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d. Finanzwesen (Auszüge)

Artikel 106 I Nr. 3 GG 
(Straßengüterverkehrssteuer, Kraftfahrzeuge)

(1) Der Ertrag der Finanzmonopole und das Aufkommen der folgenden Steuern stehen dem 
Bund zu:
3. die Straßengüterverkehrsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer und sonstige auf motorisierte Ver-

kehrsmittel bezogene Verkehrsteuern,

Artikel 106 II Nr. 3 GG 
(Verkehrssteuern, soweit keine Ausnahme greift)

(2) Das Aufkommen der folgenden Steuern steht den Ländern zu:
3. die Verkehrsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 1 dem Bund oder nach Absatz 3 Bund 

und Ländern gemeinsam zustehen,

Artikel 106a, 1 GG 
(Beitrag aus dem Steueraufkommen des Bundes für den öff entlichen 

Personennahverkehr)

1. Den Ländern steht ab 1. Januar 1996 für den öff entlichen Personennahverkehr ein Be-
trag aus dem Steueraufkommen des Bundes zu.

Artikel 106b, 1 GG 
(Beitrag aus dem Steueraufkommen des Bundes)

1. Den Ländern steht ab dem 1. Juli 2009 infolge der Übertragung der Kraftfahrzeugsteuer 
auf den Bund ein Betrag aus dem Steueraufkommen des Bundes zu.
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II. Übergreifende Regelungen
1. Auszug aus dem Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der geänderten Fassung 

vom 14. August 2017

Bundesfernstraßengesetz (FStrG)

§ 1
Einteilung der Bundesstraßen des Fernverkehrs

(1) Bundesstraßen des Fernverkehrs (Bundesfernstraßen) sind öff entliche Straßen, die ein 
zusammenhängendes Verkehrsnetz bilden und einem weiträumigen Verkehr dienen oder zu 
dienen bestimmt sind. In der geschlossenen Ortslage (§ 5 Abs. 4) gehören zum zusammen-
hängenden Verkehrsnetz die zur Aufnahme des weiträumigen Verkehrs notwendigen Straßen.
(2) Sie gliedern sich in
1. Bundesautobahnen,
2. Bundesstraßen mit den Ortsdurchfahrten (§ 5 Abs. 4).
(3) Bundesautobahnen sind Bundesfernstraßen, die nur für den Schnellverkehr mit Kraft-
fahrzeugen bestimmt und so angelegt sind, dass sie frei von höhengleichen Kreuzungen und 
für Zu- und Abfahrt mit besonderen Anschlussstellen ausgestattet sind. Sie sollen getrennte 
Fahrbahnen für den Richtungsverkehr haben.
(4) Zu den Bundesfernstraßen gehören
1. der Straßenkörper; das sind besonders der Straßengrund, der Straßenunterbau, die Stra-

ßendecke, die Brücken, Tunnel, Durchlässe, Dämme, Gräben, Entwässerungsanlagen, 
Böschungen, Stützmauern, Lärmschutzanlagen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen;

2. der Luftraum über dem Straßenkörper;
3. das Zubehör; das sind die Verkehrszeichen, die Verkehrseinrichtungen und -anlagen al-

ler Art, die der Sicherheit oder Leichtigkeit des Straßenverkehrs oder dem Schutz der 
Anlieger dienen, und die Bepfl anzung;

3a. Einrichtungen zur Erhebung von Maut und zur Kontrolle der Einhaltung der Mautpfl icht;
4. die Nebenanlagen; das sind solche Anlagen, die überwiegend den Aufgaben der Straßen-

bauverwaltung der Bundesfernstraßen dienen, z. B. Straßenmeistereien, Gerätehöfe, La-
ger, Lagerplätze, Entnahmestellen, Hilfsbetriebe und -einrichtungen;

5. die Nebenbetriebe an den Bundesautobahnen (§ 15 Abs. 1).
(5) Für die Bundesfernstraßen werden Straßenverzeichnisse geführt. Das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur bestimmt die Nummerung und Bezeichnung der 
Bundesfernstraßen.
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§ 2
Widmung, Umstufung, Einziehung

(1) Eine Straße erhält die Eigenschaft einer Bundesfernstraße durch Widmung.
(2) Voraussetzung für die Widmung ist, dass der Träger der Straßenbaulast Eigentümer des 
der Straße dienenden Grundstücks ist, oder der Eigentümer und ein sonst zur Nutzung ding-
lich Berechtigter der Widmung zugestimmt hat, oder der Träger der Straßenbaulast den Be-
sitz durch Vertrag, durch Einweisung nach § 18 f. Abs. 1 oder in einem sonstigen gesetzli-
chen Verfahren erlangt hat.
(3) Durch privatrechtliche Verfügungen oder durch Verfügungen im Wege der Zwangsvoll-
streckung über die der Straße dienenden Grundstücke oder Rechte an ihnen wird die Wid-
mung nicht berührt.
(3a) Eine öff entliche Straße, die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 oder 3 erfüllt, ist zur Bun-
desautobahn oder Bundesstraße, eine Bundesstraße, die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 
erfüllt, zur Bundesautobahn aufzustufen.
(4) Eine Bundesfernstraße, bei der sich die Verkehrsbedeutung geändert hat und bei der die 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 weggefallen sind, ist entweder unverzüglich einzuziehen, 
wenn sie jede Verkehrsbedeutung verloren hat oder überwiegende Gründe des öff entlichen 
Wohls vorliegen (Einziehung), oder unverzüglich dem Träger der Straßenbaulast zu überlas-
sen, der sich nach Landesrecht bestimmt (Abstufung).
(5) Die Absicht der Einziehung ist drei Monate vorher in den Gemeinden, die die Straße be-
rührt, öff entlich bekannt zu machen, um Gelegenheit zu Einwendungen zu geben. Von der 
Bekanntmachung kann abgesehen werden, wenn die zur Einziehung vorgesehenen Teilstre-
cken in den in einem Planfeststellungsverfahren ausgelegten Plänen als solche kenntlich ge-
macht worden sind oder Teilstrecken im Zusammenhang mit Änderungen von unwesentlicher 
Bedeutung (§ 74 Abs. 7 des Verwaltungsverfahrensgesetzes) eingezogen werden sollen. Die 
Abstufung soll nur zum Ende eines Rechnungsjahres ausgesprochen und drei Monate vor-
her angekündigt werden.
(6) Über Widmung, Umstufung und Einziehung entscheidet die oberste Landesstraßenbau-
behörde. Die Entscheidung kann auch in einem Planfeststellungsbeschluss nach § 17 mit der 
Maßgabe erfolgen, dass die Widmung mit der Verkehrsübergabe, die Umstufung mit der In-
gebrauchnahme für den neuen Verkehrszweck und die Einziehung mit der Sperrung wirksam 
wird. Die oberste Landesstraßenbaubehörde hat vor einer Widmung oder Aufstufung das Ein-
verständnis des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur einzuholen. Die 
Entscheidung ist in einem vom Land zu bestimmenden Amtsblatt bekannt zu geben. Die Be-
kanntmachung nach Satz 4 ist entbehrlich, wenn die zur Widmung, Umstufung oder Einzie-
hung vorgesehenen Straßen bereits in den im Planfeststellungsverfahren ausgelegten Plänen 
als solche kenntlich und die Entscheidung mit dem Planfeststellungsbeschluss bekannt ge-
macht worden ist.
(6a) Wird eine Bundesfernstraße verbreitert, begradigt, unerheblich verlegt oder ergänzt, so 
gilt der neue Straßenteil durch die Verkehrsübergabe als gewidmet, sofern die Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 vorliegen. Wird im Zusammenhang mit einer Maßnahme nach Satz 1 der 
Teil einer Bundesfernstraße dem Verkehr auf Dauer entzogen, so gilt dieser Straßenteil durch 
die Sperrung als eingezogen. In diesen Fällen bedarf es keiner Ankündigung (Absatz 5) und 
keiner öff entlichen Bekanntmachung (Absatz 6).
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(7) Mit der Einziehung entfallen Gemeingebrauch (§ 7) und widerrufl iche Sondernutzungen 
(§ 8). Bei Umstufung gilt § 6 Abs. 1.

§ 3
Straßenbaulast

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der Bundesfernstraßen 
zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast haben nach ihrer Leistungs-
fähigkeit die Bundesfernstraßen in einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genügenden 
Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder sonst zu verbessern; dabei sind die sons-
tigen öff entlichen Belange einschließlich des Umweltschutzes sowie behinderter und ande-
rer Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung mit dem Ziel, möglichst weitreichende Barrie-
refreiheit zu erreichen, zu berücksichtigen.
(2) Soweit die Träger der Straßenbaulast unter Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit zur 
Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 außerstande sind, haben sie auf einen 
nicht verkehrssicheren Zustand durch Verkehrszeichen hinzuweisen. Diese hat die Straßenbau-
behörde vorbehaltlich anderweitiger Maßnahmen der Straßenverkehrsbehörde aufzustellen.
(3) Die Träger der Straßenbaulast sollen nach besten Kräften über die ihnen nach Absatz 1 
obliegenden Aufgaben hinaus die Bundesfernstraßen bei Schnee- und Eisglätte räumen und 
streuen. Landesrechtliche Vorschriften über die Pfl ichten Dritter zum Schneeräumen und 
Streuen sowie zur polizeimäßigen Reinigung bleiben unberührt.

§ 4
Sicherheitsvorschriften

Die Träger der Straßenbaulast haben dafür einzustehen, dass ihre Bauten allen Anforderungen 
der Sicherheit und Ordnung genügen. Behördlicher Genehmigungen, Erlaubnisse und Abnah-
men durch andere als die Straßenbaubehörden bedarf es nicht. Für Baudenkmäler gilt Satz 2 
nur, soweit ein Planfeststellungsverfahren durchgeführt worden ist.

§ 5
Träger der Straßenbaulast

(1) Der Bund ist Träger der Straßenbaulast für die Bundesfernstraßen, soweit nicht die Bau-
last anderen nach gesetzlichen Vorschriften oder öff entlich-rechtlichen Verpfl ichtungen ob-
liegt. Bürgerlich-rechtliche Verpfl ichtungen Dritter bleiben unberührt.
(2) Die Gemeinden mit mehr als 80 000 Einwohnern sind Träger der Straßenbaulast für die 
Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen. Maßgebend ist die bei der Volkszählung fest-
gestellte Einwohnerzahl. Das Ergebnis einer Volkszählung wird mit Beginn des dritten Haus-
haltsjahres nach dem Jahr verbindlich, in dem die Volkszählung stattgefunden hat. Werden 
Gemeindegrenzen geändert oder neue Gemeinden gebildet, so ist die bei der Volkszählung fest-
gestellte Einwohnerzahl des neuen Gemeindegebietes maßgebend. In diesen Fällen wechselt 
die Straßenbaulast für die Ortsdurchfahrten, wenn sie bisher dem Bund oblag, mit Beginn des 
dritten Haushaltsjahres nach dem Jahr der Gebietsänderung, sonst mit der Gebietsänderung.
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(2a) Die Gemeinde bleibt abweichend von Absatz 2 Träger der Straßenbaulast für die Orts-
durchfahrten im Zuge der Bundesstraßen, wenn sie es mit Zustimmung der obersten Kommu-
nalaufsichtsbehörde gegenüber der obersten Landesstraßenbaubehörde erklärt. Eine Gemeinde 
mit mehr als 50 000, aber weniger als 80 000 Einwohnern wird Träger der Straßenbaulast für 
die Ortsdurchfahrten im Zuge der Bundesstraßen, wenn sie es mit Zustimmung der obersten 
Kommunalaufsichtsbehörde gegenüber der obersten Landesstraßenbaubehörde verlangt. Ab-
satz 2 Satz 2 und 4 gilt entsprechend.
(3) In den Ortsdurchfahrten der übrigen Gemeinden ist die Gemeinde Träger der Straßenbau-
last für Gehwege und Parkplätze.
(3a) Führt die Ortsdurchfahrt über Straßen und Plätze, die erheblich breiter angelegt sind als 
die Bundesstraße, so ist von der Straßenbaubehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde die 
seitliche Begrenzung der Ortsdurchfahrten besonders festzulegen. Kommt ein Einvernehmen 
nicht zustande, so entscheidet die oberste Landesstraßenbaubehörde.
(4) Eine Ortsdurchfahrt ist der Teil einer Bundesstraße, der innerhalb der geschlossenen Orts-
lage liegt und auch der Erschließung der anliegenden Grundstücke oder der mehrfachen Ver-
knüpfung des Ortsstraßennetzes dient. Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindebe-
zirkes, der in geschlossener oder off ener Bauweise zusammenhängend bebaut ist. Einzelne 
unbebaute Grundstücke, zur Bebauung ungeeignetes oder ihr entzogenes Gelände oder ein-
seitige Bebauung unterbrechen den Zusammenhang nicht. Die oberste Landesstraßenbaube-
hörde setzt im Benehmen mit der höheren Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Gemeinde 
die Ortsdurchfahrt fest und kann dabei mit Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur und der Kommunalaufsichtsbehörde von der Regel der Sätze 1 und 
2 abweichen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestim-
men, dass abweichend von Satz 4 an Stelle der höheren Verwaltungsbehörde eine andere Be-
hörde zuständig ist. Sie können diese Ermächtigung auf oberste Landesbehörden übertragen.

§ 6
Eigentum und andere Rechte

(1) Wechselt der Träger der Straßenbaulast, so gehen mit der Straßenbaulast das Eigentum 
des bisherigen Trägers der Straßenbaulast an der Straße und an den zu ihr gehörigen Anla-
gen (§ 1 Abs. 4) und alle Rechte und Pfl ichten, die mit der Straße in Zusammenhang stehen, 
ohne Entschädigung auf den neuen Träger der Straßenbaulast über. Verbindlichkeiten, die 
zur Durchführung früherer Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen eingegangen sind, sind vom 
Übergang ausgeschlossen.
(1a) Der bisherige Träger der Straßenbaulast hat dem neuen Träger der Straßenbaulast dafür 
einzustehen, dass er die Straße in dem durch die Verkehrsbedeutung gebotenen Umfang ord-
nungsgemäß unterhalten und den notwendigen Grunderwerb durchgeführt hat.
(1b) Hat der bisherige Träger der Straßenbaulast für den Bau oder die Änderung der Straße 
das Eigentum an einem Grundstück erworben, so hat der neue Träger der Straßenbaulast ei-
nen Anspruch auf Übertragung des Eigentums. Steht dem bisherigen Träger der Straßen-
baulast ein für Zwecke des Satzes 1 erworbener Anspruch auf Übertragung des Eigentums 
an einem Grundstück zu, so ist er verpfl ichtet, das Eigentum an dem Grundstück zu erwer-
ben und nach Erwerb auf den neuen Träger der Straßenbaulast zu übertragen. Die Verpfl ich-
tungen nach den Sätzen 1 und 2 bestehen nur insoweit, als das Grundstück dauernd für die 
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Straße benötigt wird. Dem bisherigen Träger der Straßenbaulast steht für Verbindlichkeiten, 
die nach dem Wechsel der Straßenbaulast fällig werden, gegen den neuen Träger der Stra-
ßenbaulast ein Anspruch auf Erstattung der Aufwendungen zu. Im Übrigen wird das Eigen-
tum ohne Entschädigung übertragen.
(2) Bei der Einziehung einer Straße kann der frühere Träger der Straßenbaulast innerhalb ei-
nes Jahres verlangen, dass ihm das Eigentum an Grundstücken mit den in Absatz 1 genann-
ten Rechten und Pfl ichten ohne Entschädigung übertragen wird, wenn es vorher nach Ab-
satz 1 übergegangen war.
(3) Beim Übergang des Eigentums an öff entlichen Straßen nach Absatz 1 ist der Antrag auf 
Berichtigung des Grundbuches von der vom Land bestimmten Behörde zu stellen, in deren 
Bezirk das Grundstück liegt. Der Antrag muss vom Leiter der Behörde oder seinem Vertre-
ter unterschrieben und mit dem Amtssiegel oder Amtsstempel versehen sein. Zum Nachweis 
des Eigentums gegenüber dem Grundbuchamt genügt die in den Antrag aufzunehmende Er-
klärung, dass das Grundstück dem neuen Träger der Straßenbaulast zusteht.
(4) Das Eigentum des Bundes ist einzutragen für die „Bundesrepublik Deutschland (Bun-
desstraßenverwaltung)“.

§ 7
Gemeingebrauch

(1) Der Gebrauch der Bundesfernstraßen ist jedermann im Rahmen der Widmung und der 
verkehrsbehördlichen Vorschriften zum Verkehr gestattet (Gemeingebrauch). Hierbei hat der 
fl ießende Verkehr den Vorrang vor dem ruhenden Verkehr. Kein Gemeingebrauch liegt vor, 
wenn jemand die Straße nicht vorwiegend zum Verkehr, sondern zu anderen Zwecken be-
nutzt. Die Erhebung von Gebühren für den Gemeingebrauch bedarf einer besonderen gesetz-
lichen Regelung.
(2) Der Gemeingebrauch kann beschränkt werden, wenn dies wegen des baulichen Zustandes 
zur Vermeidung außerordentlicher Schäden an der Straße oder für die Sicherheit oder Leich-
tigkeit des Verkehrs notwendig ist. Die Beschränkungen sind durch Verkehrszeichen kennt-
lich zu machen.
(2a) Macht die dauernde Beschränkung des Gemeingebrauchs durch die Straßenbaubehörde 
die Herstellung von Ersatzstraßen oder -wegen notwendig, so ist der Träger der Straßenbau-
last der Bundesfernstraße zur Erstattung der Herstellungskosten verpfl ichtet, es sei denn, dass 
er die Herstellung auf Antrag des zuständigen Trägers der Straßenbaulast selbst übernimmt.
(3) Wer eine Bundesfernstraße aus Anlass des Gemeingebrauchs über das übliche Maß hin-
aus verunreinigt, hat die Verunreinigung ohne Auff orderung unverzüglich zu beseitigen; an-
dernfalls kann die Straßenbaubehörde die Verunreinigung auf seine Kosten beseitigen.

§ 8
Sondernutzungen

(1) Die Benutzung der Bundesfernstraßen über den Gemeingebrauch hinaus ist Sondernut-
zung. Sie bedarf der Erlaubnis der Straßenbaubehörde, in Ortsdurchfahrten der Erlaubnis der 
Gemeinde. Soweit die Gemeinde nicht Träger der Straßenbaulast ist, darf sie die Erlaubnis 
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nur mit Zustimmung der Straßenbaubehörde erteilen. Die Gemeinde kann durch Satzung be-
stimmte Sondernutzungen in den Ortsdurchfahrten von der Erlaubnis befreien und die Aus-
übung regeln. Soweit die Gemeinde nicht Träger der Straßenbaulast ist, bedarf die Satzung 
der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde. Eine Erlaubnis soll nicht erteilt wer-
den, wenn behinderte Menschen durch die Sondernutzung in der Ausübung des Gemeinge-
brauchs erheblich beeinträchtigt würden.
(2) Die Erlaubnis darf nur auf Zeit oder Widerruf erteilt werden. Sie kann mit Bedingungen 
und Aufl agen verbunden werden. Soweit die Gemeinde nicht Träger der Straßenbaulast ist, 
hat sie eine widerrufl ich erteilte Erlaubnis zu widerrufen, wenn die Straßenbaubehörde dies 
aus Gründen des Straßenbaus oder der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs verlangt.
(2a) Der Erlaubnisnehmer hat Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, dass sie den An-
forderungen der Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln der Technik genügen. 
Arbeiten an der Straße bedürfen der Zustimmung der Straßenbaubehörde. Der Erlaubnisneh-
mer hat auf Verlangen der für die Erlaubnis zuständigen Behörde die Anlagen auf seine Kos-
ten zu ändern und alle Kosten zu ersetzen, die dem Träger der Straßenbaulast durch die Son-
dernutzung entstehen. Hierfür kann der Träger der Straßenbaulast angemessene Vorschüsse 
und Sicherheiten verlangen.
(3) Für Sondernutzungen können Sondernutzungsgebühren erhoben werden. Sie stehen in 
Ortsdurchfahrten den Gemeinden, im Übrigen dem Träger der Straßenbaulast zu. Die Lan-
desregierungen werden ermächtigt, Gebührenordnungen zu erlassen. Die Ermächtigung kann 
durch Rechtsverordnung weiter übertragen werden. Die Gemeinden können die Gebühren 
durch Satzung regeln, soweit ihnen die Sondernutzungsgebühren zustehen. Bei Bemessung 
der Gebühren sind Art und Ausmaß der Einwirkung auf die Straße und den Gemeingebrauch 
sowie das wirtschaftliche Interesse des Gebührenschuldners zu berücksichtigen.
(4) (weggefallen)
(4a) (weggefallen)
(5) (weggefallen)
(6) Ist nach den Vorschriften des Straßenverkehrsrechts eine Erlaubnis für eine übermäßige 
Straßenbenutzung oder eine Ausnahmegenehmigung erforderlich, so bedarf es keiner Erlaub-
nis nach Absatz 1. Vor ihrer Entscheidung hat die hierfür zuständige Behörde die sonst für die 
Sondernutzungserlaubnis zuständige Behörde zu hören. Die von dieser geforderten Bedin-
gungen, Aufl agen und Sondernutzungsgebühren sind dem Antragsteller in der Erlaubnis oder 
Ausnahmegenehmigung aufzuerlegen.
(7) (weggefallen)
(7a) Wird eine Bundesfernstraße ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt oder kommt der 
Erlaubnisnehmer seinen Verpfl ichtungen nicht nach, so kann die für die Erteilung der Erlaub-
nis zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen zur Beendigung der Benutzung oder 
zur Erfüllung der Aufl agen anordnen. Sind solche Anordnungen nicht oder nur unter unver-
hältnismäßigem Aufwand möglich oder nicht erfolgversprechend, so kann sie den rechtswid-
rigen Zustand auf Kosten des Pfl ichtigen beseitigen oder beseitigen lassen.
(8) Der Erlaubnisnehmer hat gegen den Träger der Straßenbaulast keinen Ersatzanspruch bei 
Widerruf oder bei Sperrung, Änderung oder Einziehung der Straße.
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(9) Unwiderrufl iche Nutzungsrechte, die von früher her bestehen, können zur Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Verkehrs durch Enteignung aufgehoben werden. § 19 gilt entsprechend.
(10) Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des Eigentums der Bundesfernstraßen rich-
tet sich nach bürgerlichem Recht, wenn sie den Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt, wo-
bei eine Beeinträchtigung von nur kurzer Dauer für Zwecke der öff entlichen Versorgung au-
ßer Betracht bleibt.

§ 9
Bauliche Anlagen an Bundesfernstraßen

(1) Längs der Bundesfernstraßen dürfen nicht errichtet werden
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 40 Meter bei Bundesautobahnen und bis 

zu 20 Meter bei Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grund-
stücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn,

2. bauliche Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke be-
stimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundesstraßen un-
mittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen.

Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs. Wei-
tergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.
(2) Im Übrigen bedürfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Ge-
nehmigungen der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde, wenn
1. bauliche Anlagen längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 100 Meter und 

längs der Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke 
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 Meter, gemessen vom äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden sol-
len,

2. bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der zur Erschließung der anliegen-
den Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge 
an Bundesstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich geändert oder 
anders genutzt werden sollen.

Die Zustimmungsbedürftigkeit nach Satz 1 gilt entsprechend für bauliche Anlagen, die nach 
Landesrecht anzeigepfl ichtig sind. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschrif-
ten bleiben unberührt.
(3) Die Zustimmung nach Absatz 2 darf nur versagt oder mit Bedingungen und Aufl agen er-
teilt werden, soweit dies wegen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, der Ausbauab-
sichten oder der Straßenbaugestaltung nötig ist.
(3a) Die Belange nach Absatz 3 sind auch bei Erteilung von Baugenehmigungen innerhalb 
der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten 
von Bundesstraßen zu beachten.
(4) Bei geplanten Bundesfernstraßen gelten die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 vom 
Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, 
zu dem den Betroff enen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen.
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(5) Bedürfen die baulichen Anlagen im Sinne des Absatzes 2 außerhalb der zur Erschließung 
der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten keiner Baugenehmigung 
oder keiner Genehmigung nach anderen Vorschriften, so tritt an die Stelle der Zustimmung 
die Genehmigung der obersten Landesstraßenbaubehörde.
(5a) Als bauliche Anlagen im Sinne dieses Gesetzes gelten auch die im Landesbaurecht den 
baulichen Anlagen gleichgestellten Anlagen.
(6) Anlagen der Außenwerbung stehen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grund-
stücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten den Hochbauten des Absatzes 1 und den bau-
lichen Anlagen des Absatzes 2 gleich. An Brücken über Bundesfernstraßen außerhalb dieser 
Teile der Ortsdurchfahrten dürfen Anlagen der Außenwerbung nicht angebracht werden. Wei-
tergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.
(7) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, soweit das Bauvorhaben den Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans entspricht (§ 9 des Baugesetzbuchs), der mindestens die Begrenzung der Verkehrs-
fl ächen sowie an diesen gelegene überbaubare Grundstücksfl ächen enthält und unter Mitwir-
kung des Trägers der Straßenbaulast zustande gekommen ist.
(8) Die oberste Landesstraßenbaubehörde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Verboten 
der Absätze 1, 4 und 6 zulassen, wenn die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu ei-
ner off enbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den öff entli-
chen Belangen vereinbar ist oder wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichun-
gen erfordern. Ausnahmen können mit Bedingungen und Aufl agen versehen werden.
(9) Wird infolge der Anwendung der Absätze 1, 2, 4 und 5 die bauliche Nutzung eines Grund-
stücks, auf deren Zulassung bisher ein Rechtsanspruch bestand, ganz oder teilweise aufgeho-
ben, so kann der Eigentümer insoweit eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen, 
als seine Vorbereitungen zur baulichen Nutzung des Grundstücks in dem bisher zulässigen 
Umfang für ihn an Wert verlieren oder eine wesentliche Wertminderung des Grundstücks ein-
tritt. Zur Entschädigung ist der Träger der Straßenbaulast verpfl ichtet.
(10) Im Fall des Absatzes 4 entsteht der Anspruch nach Absatz 9 erst, wenn der Plan rechts-
kräftig festgestellt oder genehmigt oder mit der Ausführung begonnen worden ist, spätestens 
jedoch nach Ablauf von vier Jahren, nachdem die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 in 
Kraft getreten sind.

§ 9a 
Veränderungssperre, Vorkaufsrecht

(1) Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeit-
punkt an, zu dem den Betroff enen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen, dürfen auf 
den vom Plan betroff enen Flächen bis zu ihrer Übernahme durch den Träger der Straßenbau-
last wesentlich wertsteigernde oder den geplanten Straßenbau erheblich erschwerende Ver-
änderungen nicht vorgenommen werden. Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise 
vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher aus-
geübten Nutzung werden hiervon nicht berührt.
(2) Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre, so können die Eigentümer für die 
dadurch entstandenen Vermögensnachteile vom Träger der Straßenbaulast eine angemessene 
Entschädigung in Geld verlangen. Sie können ferner die Übernahme der vom Plan betroff e-
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nen Flächen verlangen, wenn es ihnen mit Rücksicht auf die Veränderungssperre wirtschaft-
lich nicht zuzumuten ist, die Grundstücke in der bisherigen oder einer anderen zulässigen Art 
zu benutzen. Kommt keine Einigung über die Übernahme zustande, so können die Eigentümer 
die Entziehung des Eigentums an den Flächen verlangen. Im Übrigen gilt § 19 (Enteignung).
(3) Um die Planung der Bundesfernstraßen zu sichern, können die Landesregierungen durch 
Rechtsverordnung für die Dauer von höchstens zwei Jahren Planungsgebiete festlegen. Die 
Gemeinden und Kreise, deren Bereich durch die festzulegenden Planungsgebiete betroff en 
wird, sind vorher zu hören. Die Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung weiter übertra-
gen werden. Auf die Planungsgebiete ist Absatz 1 sinngemäß anzuwenden. Die Frist kann, 
wenn besondere Umstände es erfordern, durch Rechtsverordnung auf höchstens vier Jahre 
verlängert werden. Die Festlegung tritt mit Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststel-
lungsverfahren außer Kraft. Ihre Dauer ist auf die Vierjahresfrist nach Absatz 2 anzurechnen.
(4) Auf die Festlegung eines Planungsgebietes ist in Gemeinden, deren Bereich betroff en wird, 
hinzuweisen. Planungsgebiete sind außerdem in Karten kenntlich zu machen, die in den Ge-
meinden während der Geltungsdauer der Festlegung zur Einsicht auszulegen sind.
(5) Die oberste Landesstraßenbaubehörde kann Ausnahmen von der Veränderungssperre zu-
lassen, wenn überwiegende öff entliche Belange nicht entgegenstehen.
(6) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 steht dem Träger der Straßenbaulast an den betroff e-
nen Flächen ein Vorkaufsrecht zu.

§ 11
Schutzmaßnahmen

(1) Zum Schutze der Bundesfernstraßen vor nachteiligen Einwirkungen der Natur (z. B. 
Schneeverwehungen, Steinschlag, Vermurungen) haben die Eigentümer von Grundstücken 
an den Bundesfernstraßen die Anlage vorübergehender Einrichtungen zu dulden.
(2) Anpfl anzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere mit dem Grundstück nicht fest verbun-
dene Einrichtungen dürfen nicht angelegt werden, wenn sie die Verkehrssicherheit beeinträch-
tigen. Soweit sie bereits vorhanden sind, haben die Eigentümer ihre Beseitigung zu dulden.
(3) Die Straßenbaubehörde hat den Eigentümern die Durchführung dieser Maßnahme 14 Tage 
vorher schriftlich anzuzeigen, es sei denn, dass Gefahr im Verzuge ist. Die Eigentümer kön-
nen die Maßnahmen im Benehmen mit der Straßenbaubehörde selbst durchführen.
(4) Diese Verpfl ichtungen liegen auch den Besitzern ob.
(5) Der Träger der Straßenbaulast hat den Eigentümern oder Besitzern die hierdurch verur-
sachten Aufwendungen und Schäden in Geld zu ersetzen.

§ 12
Kreuzungen und Einmündungen öff entlicher Straßen

(1) Beim Bau einer neuen Kreuzung mehrerer öff entlicher Straßen hat der Träger der Stra-
ßenbaulast der neu hinzugekommenen Straße die Kosten der Kreuzung zu tragen. Zu ihnen 
gehören auch die Kosten der Änderungen, die durch die neue Kreuzung an den anderen öf-
fentlichen Straßen unter Berücksichtigung der übersehbaren Verkehrsentwicklung notwendig 
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sind. Die Änderung einer bestehenden Kreuzung ist als neue Kreuzung zu behandeln, wenn 
ein öff entlicher Weg, der nach der Beschaff enheit seiner Fahrbahn nicht geeignet und nicht 
dazu bestimmt war, einen allgemeinen Kraftfahrzeugverkehr aufzunehmen, zu einer diesem 
Verkehr dienenden Straße ausgebaut wird.
(2) Werden mehrere Straßen gleichzeitig neu angelegt oder an bestehenden Kreuzungen An-
schlussstellen neu geschaff en, so haben die Träger der Straßenbaulast die Kosten der Kreu-
zungsanlage im Verhältnis der Fahrbahnbreiten der an der Kreuzung beteiligten Straßenäste 
zu tragen. Bei der Bemessung der Fahrbahnbreiten sind die Rad- und Gehwege, die Trenn-
streifen und befestigten Seitenstreifen einzubeziehen.
(3) Wird eine höhenungleiche Kreuzung geändert, so fallen die dadurch entstehenden Kosten
1. demjenigen Träger der Straßenbaulast zur Last, der die Änderung verlangt oder hätte ver-

langen müssen,
2. den beteiligten Trägern der Straßenbaulast zur Last, die die Änderung verlangen oder 

hätten verlangen müssen, und zwar im Verhältnis der Fahrbahnbreiten der an der Kreu-
zung beteiligten Straßenäste nach der Änderung.

(3a) Wird eine höhengleiche Kreuzung geändert, so gilt für die dadurch entstehenden Kos-
ten der Änderung Absatz 2. Beträgt der durchschnittliche tägliche Verkehr mit Kraftfahrzeu-
gen auf einem der an der Kreuzung beteiligten Straßenäste nicht mehr als 20 vom Hundert 
des Verkehrs auf anderen beteiligten Straßenästen, so haben die Träger der Straßenbaulast der 
verkehrsstärkeren Straßenäste im Verhältnis der Fahrbahnbreiten den Anteil der Änderungs-
kosten mitzutragen, der auf den Träger der Straßenbaulast des verkehrsschwächeren Stra-
ßenastes entfallen würde.
(4) Über die Errichtung neuer sowie die wesentliche Änderung bestehender Kreuzungen zwi-
schen Bundesfernstraßen und anderen öff entlichen Straßen wird durch die Planfeststellung 
entschieden. Diese soll zugleich die Aufteilung der Kosten regeln.
(5) Ergänzungen an Kreuzungsanlagen sind wie Änderungen zu behandeln.
(6) Diese Vorschriften gelten auch für Einmündungen. Münden mehrere Straßen an einer Stelle 
in eine andere Straße ein, so gelten diese Einmündungen als Kreuzung aller beteiligten Straßen.

§ 13
Unterhaltung der Straßenkreuzungen

(1) Bei höhengleichen Kreuzungen hat der Träger der Straßenbaulast der Bundesfernstraße 
die Kreuzungsanlage zu unterhalten.
(2) Bei Über- oder Unterführungen hat das Kreuzungsbauwerk der Träger der Straßenbau-
last der Bundesfernstraße, die übrigen Teile der Kreuzungsanlage der Träger der Straßenbau-
last der Straße, zu der sie gehören, zu unterhalten.
(3) In den Fällen des § 12 Abs. 1 hat der Träger der Straßenbaulast der neu hinzugekomme-
nen Straße dem Träger der Straßenbaulast der vorhandenen Straße die Mehrkosten für die 
Unterhaltung zu erstatten, die ihm durch die Regelung nach den Absätzen 1 und 2 entstehen. 
Die Mehrkosten sind auf Verlangen eines Beteiligten abzulösen.
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(4) Nach einer wesentlichen Änderung einer bestehenden Kreuzung haben die Träger der 
Straßenbaulast ihre veränderten Kosten für Unterhaltung und Erneuerung sowie für Wieder-
herstellung im Fall der Zerstörung durch höhere Gewalt ohne Ausgleich zu tragen.
(5) Abweichende Regelungen werden in dem Zeitpunkt hinfällig, in dem nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine wesentliche Änderung an der Kreuzung durchgeführt ist.
(6) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit etwas anderes vereinbart wird.
(7) Wesentliche Ergänzungen an Kreuzungsanlagen sind wie wesentliche Änderungen zu 
behandeln.
(8) § 12 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 13a 
Unterhaltung der Kreuzungen mit Gewässern

(1) Der Träger der Straßenbaulast hat die Kreuzungsanlagen von Bundesfernstraßen und Ge-
wässern auf seine Kosten zu unterhalten, soweit nichts anderes vereinbart oder durch Planfest-
stellung bestimmt wird. Die Unterhaltungspfl icht des Trägers der Straßenbaulast erstreckt sich 
nicht auf Leitwerke, Leitpfähle, Dalben, Absetzpfähle oder ähnliche Einrichtungen zur Siche-
rung der Durchfahrt unter Brücken im Zuge von Bundesfernstraßen für die Schiff fahrt sowie 
auf Schiff fahrtszeichen. Soweit diese Einrichtungen auf Kosten des Trägers der Straßenbau-
last herzustellen waren, hat dieser dem Unterhaltungspfl ichtigen die Unterhaltungskosten und 
die Kosten des Betriebs dieser Einrichtungen zu ersetzen oder abzulösen.
(2) Wird im Fall des § 12a Abs. 2 eine neue Kreuzung hergestellt, hat der Träger des Aus-
bauvorhabens die Mehrkosten für die Unterhaltung und den Betrieb der Kreuzungsanlage zu 
erstatten oder abzulösen. Ersparte Unterhaltungskosten für den Fortfall vorhandener Kreu-
zungsanlagen sind anzurechnen.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Tragung 
der Kosten auf Grund eines bestehenden Rechts anders geregelt ist.

§ 13b 
Ermächtigung zu Rechtsverordnungen

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur kann mit Zustimmung des Bun-
desrates Rechtsverordnungen erlassen, durch die
1. der Umfang der Kosten nach den §§ 12 und 12a näher bestimmt wird;
2. näher bestimmt wird, welche Teile der Kreuzungsanlage nach § 13 Abs. 1 und 2 zu der 

einen oder anderen Straße gehören;
3. die Berechnung und die Zahlung von Ablösungsbeträgen nach § 13 Abs. 3 und nach § 13a 

Abs. 2 näher bestimmt sowie dazu ein Verfahren zur gütlichen Beilegung von Streitig-
keiten festgelegt werden.
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§ 16
Planungen

(1) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur bestimmt im Benehmen 
mit den Landesplanungsbehörden der beteiligten Länder die Planung und Linienführung der 
Bundesfernstraßen. Dies gilt nicht für den Neubau von Ortsumgehungen. Eine Ortsumgehung 
ist der Teil einer Bundesstraße, der der Beseitigung einer Ortsdurchfahrt dient.
(2) Bei der Bestimmung der Linienführung sind die von dem Vorhaben berührten öff entli-
chen Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit und des Ergebnisses des Raumord-
nungsverfahrens im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. Die Bestimmung der Lini-
enführung ist innerhalb einer Frist von drei Monaten abzuschließen.
(3) Wenn Ortsplanungen oder Landesplanungen die Änderung bestehender oder die Schaf-
fung neuer Bundesfernstraßen zur Folge haben können, ist die Straßenbaubehörde zu betei-
ligen. Sie hat die Belange der Bundesfernstraßen in dem Verfahren zu vertreten. Bundespla-
nungen haben grundsätzlich Vorrang vor Orts- und Landesplanungen.

§ 16a 
Vorarbeiten

(1) Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte haben zur Vorbereitung der Planung und 
der Baudurchführung notwendige Vermessungen, Boden- und Grundwasseruntersuchun-
gen einschließlich der vorübergehenden Anbringung von Markierungszeichen und sonsti-
gen Vorarbeiten durch die Straßenbaubehörde oder von ihr Beauftragte zu dulden. Wohnun-
gen dürfen nur mit Zustimmung des Wohnungsinhabers betreten werden. Satz 2 gilt nicht für 
Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftsräume während der jeweiligen Arbeits-, Geschäfts- oder 
Aufenthaltszeiten.
(2) Die Absicht, solche Arbeiten auszuführen, ist dem Eigentümer oder sonstigen Nutzungs-
berechtigten mindestens zwei Wochen vorher unmittelbar oder durch ortsübliche Bekannt-
machung in den Gemeinden, in deren Bereich die Vorarbeiten durchzuführen sind, bekannt 
zu geben.
(3) Entstehen durch eine Maßnahme nach Absatz 1 einem Eigentümer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten unmittelbare Vermögensnachteile, so hat der Träger der Straßenbaulast 
eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Kommt eine Einigung über die Geld-
entschädigung nicht zustande, so setzt die nach Landesrecht zuständige Behörde auf Antrag 
der Straßenbaubehörde oder des Berechtigten die Entschädigung fest. Vor der Entscheidung 
sind die Beteiligten zu hören.

§ 17
Erfordernis der Planfeststellung

Bundesfernstraßen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan vorher festgestellt 
ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten öff entlichen und privaten 
Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung zu berücksich-
tigen. Für das Planfeststellungsverfahren gelten die §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrens-
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gesetzes nach Maßgabe dieses Gesetzes. Die Maßgaben gelten entsprechend, soweit das Ver-
fahren landesrechtlich durch ein Verwaltungsverfahrensgesetz geregelt ist.

[…]
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2. Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in der geänderten Fassung 
vom 20. Juli 2017

Personenbeförderungsgesetz (PBefG)

I.
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Sachlicher Geltungsbereich

(1) Den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt die entgeltliche oder geschäftsmäßige Be-
förderung von Personen mit Straßenbahnen, mit Oberleitungsomnibussen (Obussen) und mit 
Kraftfahrzeugen. Als Entgelt sind auch wirtschaftliche Vorteile anzusehen, die mittelbar für 
die Wirtschaftlichkeit einer auf diese Weise geförderten Erwerbstätigkeit erstrebt werden.
(2) Diesem Gesetz unterliegen nicht Beförderungen
1. mit Personenkraftwagen, wenn diese unentgeltlich sind oder das Gesamtentgelt die Be-

triebskosten der Fahrt nicht übersteigt;
2. mit Krankenkraftwagen, wenn damit kranke, verletzte oder sonstige hilfsbedürftige Per-

sonen befördert werden, die während der Fahrt einer medizinisch fachlichen Betreuung 
oder der besonderen Einrichtung des Krankenkraftwagens bedürfen oder bei denen sol-
ches auf Grund ihres Zustandes zu erwarten ist.

Satz 1 Nummer 1 gilt auch, wenn die Beförderungen geschäftsmäßig sind.

§ 2
Genehmigungspfl icht

(1) Wer im Sinne des § 1 Abs. 1
1. mit Straßenbahnen,
2. mit Obussen,
3. mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr (§§ 42 und 43) oder
4. mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr (§ 46)
Personen befördert, muß im Besitz einer Genehmigung sein. Er ist Unternehmer im Sinne 
dieses Gesetzes.
(2) Der Genehmigung bedarf auch
1. jede Erweiterung oder wesentliche Änderung des Unternehmens,
2. die Übertragung der aus der Genehmigung erwachsenden Rechte und Pfl ichten (Geneh-

migungsübertragung) sowie
3. die Übertragung der Betriebsführung auf einen anderen.
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(3) Abweichend von Absatz 2 Nr. 2 dürfen im Verkehr mit Taxen die aus der Genehmigung 
erwachsenden Rechte und Pfl ichten nur übertragen werden, wenn gleichzeitig das ganze Un-
ternehmen oder wesentliche selbständige und abgrenzbare Teile des Unternehmens übertra-
gen werden.
(4) Die Genehmigungsbehörde kann bei einem Linienverkehr nach § 43 dieses Gesetzes und 
bei Beförderungen nach § 1 Nr. 4 Buchstaben d und i der Freistellungs-Verordnung Befreiung 
vom Verbot der Mitnahme anderer Fahrgäste erteilen, wenn dies im öff entlichen Verkehrs-
interesse geboten und mit Rücksicht auf bestehende öff entliche Verkehrseinrichtungen wirt-
schaftlich vertretbar ist.
(5) Einer Genehmigung bedarf es nicht zum vorübergehenden Einsatz von Kraftfahrzeugen 
bei Notständen und Betriebsstörungen im Verkehr, insbesondere im Schienen-, Bergbahn- 
oder Obusverkehr. Wenn die Störungen länger als 72 Stunden dauern, haben die Unterneh-
mer der von der Störung betroff enen Betriebe der Genehmigungsbehörde (§ 11) Art, Umfang 
und voraussichtliche Dauer eines solchen vorübergehenden Einsatzes von Kraftfahrzeugen 
unverzüglich mitzuteilen.
(5a) Wer Gelegenheitsverkehre in der Form der Ausfl ugsfahrt (§ 48 Abs. 1) oder der Ferien-
ziel-Reise (§ 48 Abs. 2) plant, organisiert und anbietet, dabei gegenüber den Teilnehmern je-
doch eindeutig zum Ausdruck bringt, dass die Beförderungen nicht von ihm selbst, sondern 
von einem bestimmten Unternehmer, der Inhaber einer Genehmigung nach diesem Gesetz ist, 
durchgeführt werden, muss selbst nicht im Besitz einer Genehmigung sein.
(6) Anstelle der Ablehnung einer Genehmigung kann im Fall einer Beförderung, die nicht 
alle Merkmale einer Verkehrsart oder Verkehrsform erfüllt, eine Genehmigung nach denje-
nigen Vorschriften dieses Gesetzes erteilt werden, denen diese Beförderung am meisten ent-
spricht, soweit öff entliche Verkehrsinteressen nicht entgegenstehen.
(7) Zur praktischen Erprobung neuer Verkehrsarten oder Verkehrsmittel kann die Genehmi-
gungsbehörde auf Antrag im Einzelfall Abweichungen von Vorschriften dieses Gesetzes oder 
von auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften für die Dauer von höchstens vier Jah-
ren genehmigen, soweit öff entliche Verkehrsinteressen nicht entgegenstehen.

§ 3
Unternehmer

(1) Die Genehmigung wird dem Unternehmer für einen bestimmten Verkehr (§ 9) und für 
seine Person (natürliche oder juristische Person) erteilt.
(2) Der Unternehmer oder derjenige, auf den die Betriebsführung übertragen worden ist, muß 
den Verkehr im eigenen Namen, unter eigener Verantwortung und für eigene Rechnung be-
treiben. Die von der Landesregierung bestimmte Behörde kann in Einzelfällen Ausnahmen 
zulassen.
(3) Sollen Straßenbahnbetriebsanlagen von einem anderen als dem Unternehmer gebaut wer-
den, kann die Genehmigung für ihren Bau und für die Linienführung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1) dem 
anderen erteilt werden; die für den Unternehmer geltenden Vorschriften des Gesetzes und 
der auf Grund des Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen sind entsprechend anzuwenden.
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§ 4
Straßenbahnen, Obusse, Kraftfahrzeuge

(1) Straßenbahnen sind Schienenbahnen, die
1. den Verkehrsraum öff entlicher Straßen benutzen und sich mit ihren baulichen und be-

trieblichen Einrichtungen sowie in ihrer Betriebsweise der Eigenart des Straßenverkehrs 
anpassen oder

2. einen besonderen Bahnkörper haben und in der Betriebsweise den unter Nummer 1 be-
zeichneten Bahnen gleichen oder ähneln

und ausschließlich oder überwiegend der Beförderung von Personen im Orts- oder Nachbar-
schaftsbereich dienen.
(2) Als Straßenbahnen gelten auch Bahnen, die als Hoch- und Untergrundbahnen, Schwe-
bebahnen oder ähnliche Bahnen besonderer Bauart angelegt sind oder angelegt werden, aus-
schließlich oder überwiegend der Beförderung von Personen im Orts- oder Nachbarschafts-
bereich dienen und nicht Bergbahnen oder Seilbahnen sind.
(3) Obusse im Sinne dieses Gesetzes sind elektrisch angetriebene, nicht an Schienen gebun-
dene Straßenfahrzeuge, die ihre Antriebsenergie einer Fahrleitung entnehmen.
(4) Kraftfahrzeuge im Sinne dieses Gesetzes sind Straßenfahrzeuge, die durch eigene Ma-
schinenkraft bewegt werden, ohne an Schienen oder eine Fahrleitung gebunden zu sein, und 
zwar sind
1. Personenkraftwagen: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beför-

derung von nicht mehr als neun Personen (einschließlich Führer) geeignet und bestimmt 
sind,

2. Kraftomnibusse: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung 
von mehr als neun Personen (einschließlich Führer) geeignet und bestimmt sind,

3. Lastkraftwagen: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Einrichtung zur Beförderung 
von Gütern bestimmt sind.

(5) Anhänger, die von den in Absatz 1 bis 4 genannten Fahrzeugen zur Personenbeförderung 
mitgeführt werden, sind den sie bewegenden Fahrzeugen gleichgestellt.
(6) Krankenkraftwagen im Sinne dieses Gesetzes sind Fahrzeuge, die für Krankentransport 
oder Notfallrettung besonders eingerichtet und nach dem Fahrzeugschein als Krankenkraft-
wagen anerkannt sind.

§ 5
Dokumente

Genehmigungen, einstweilige Erlaubnisse und Bescheinigungen oder deren Widerruf nach 
diesem Gesetz oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung oder 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift sind schriftlich zu erteilen. Die elektronische Form ist 
ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 kann in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen und Allgemeinen Verwaltungsvorschriften vorgesehen werden, dass Ge-
nehmigungen, einstweilige Erlaubnisse und Bescheinigungen auch in elektronischer Form 
mit einer dauerhaft überprüfbaren Signatur nach § 37 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes erteilt werden können.
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§ 6
Umgehungsverbot

Die Verpfl ichtungen des Unternehmers nach diesem Gesetz werden durch rechtsgeschäftli-
che oder fi rmenrechtliche Gestaltungen oder Scheintatbestände, die zur Umgehung der Be-
stimmungen des Gesetzes geeignet sind, nicht berührt.

§ 7
Beförderung von Personen auf Lastkraftwagen und auf Anhängern 

hinter Lastkraftwagen und Zugmaschinen

(1) Zu einer Personenbeförderung, die nach diesem Gesetz genehmigungspfl ichtig ist, dür-
fen Lastkraftwagen sowie Anhänger jeder Art hinter Lastkraftwagen oder hinter Zugmaschi-
nen nicht verwendet werden.
(2) Die Genehmigungsbehörde kann in Einzelfällen Ausnahmen zulassen.

§ 8
Förderung der Verkehrsbedienung und Ausgleich der Verkehrsinteressen im 

öff entlichen Personennahverkehr

(1) Öff entlicher Personennahverkehr im Sinne dieses Gesetzes ist die allgemein zugängli-
che Beförderung von Personen mit Straßenbahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen im Linien-
verkehr, die überwiegend dazu bestimmt sind, die Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder 
Regionalverkehr zu befriedigen. Das ist im Zweifel der Fall, wenn in der Mehrzahl der Be-
förderungsfälle eines Verkehrsmittels die gesamte Reiseweite 50 Kilometer oder die gesamte 
Reisezeit eine Stunde nicht übersteigt.
(2) Öff entlicher Personennahverkehr ist auch der Verkehr mit Taxen oder Mietwagen, der eine 
der in Absatz 1 genannten Verkehrsarten ersetzt, ergänzt oder verdichtet.
(3) Für die Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleis-
tungen im öff entlichen Personennahverkehr sind die von den Ländern benannten Behörden 
(Aufgabenträger) zuständig. Der Aufgabenträger defi niert dazu die Anforderungen an Um-
fang und Qualität des Verkehrsangebotes, dessen Umweltqualität sowie die Vorgaben für die 
verkehrsmittelübergreifende Integration der Verkehrsleistungen in der Regel in einem Nah-
verkehrsplan. Der Nahverkehrsplan hat die Belange der in ihrer Mobilität oder sensorisch ein-
geschränkten Menschen mit dem Ziel zu berücksichtigen, für die Nutzung des öff entlichen 
Personennahverkehrs bis zum 1. Januar 2022 eine vollständige Barrierefreiheit zu erreichen. 
Die in Satz 3 genannte Frist gilt nicht, sofern in dem Nahverkehrsplan Ausnahmen konkret 
benannt und begründet werden. Im Nahverkehrsplan werden Aussagen über zeitliche Vorga-
ben und erforderliche Maßnahmen getroff en. Bei der Aufstellung des Nahverkehrsplans sind 
die vorhandenen Unternehmer frühzeitig zu beteiligen; soweit vorhanden sind Behinderten-
beauftragte oder Behindertenbeiräte, Verbände der in ihrer Mobilität oder sensorisch einge-
schränkten Fahrgäste und Fahrgastverbände anzuhören. Ihre Interessen sind angemessen und 
diskriminierungsfrei zu berücksichtigen. Der Nahverkehrsplan bildet den Rahmen für die Ent-
wicklung des öff entlichen Personennahverkehrs. Die Länder können weitere Einzelheiten über 
die Aufstellung und den Inhalt der Nahverkehrspläne regeln.
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(3a) Die Genehmigungsbehörde wirkt im Rahmen ihrer Befugnisse nach diesem Gesetz und 
unter Beachtung des Interesses an einer wirtschaftlichen Verkehrsgestaltung an der Erfüllung 
der dem Aufgabenträger nach Absatz 3 Satz 1 obliegenden Aufgabe mit. Sie hat hierbei einen 
Nahverkehrsplan zu berücksichtigen, der unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 6 
zustande gekommen ist und vorhandene Verkehrsstrukturen beachtet.
(3b) Für Vereinbarungen von Verkehrsunternehmen und für Beschlüsse und Empfehlungen 
von Vereinigungen dieser Unternehmen gilt § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen nicht, soweit sie dem Ziel dienen, für eine Integration der Nahverkehrsbedienung, insbe-
sondere für Verkehrskooperationen, für die Abstimmung oder den Verbund der Beförderungs-
entgelte und für die Abstimmung der Fahrpläne, zu sorgen. Sie bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Anmeldung bei der Genehmigungsbehörde. Für Vereinigungen von Unternehmen, die Ver-
einbarungen, Beschlüsse und Empfehlungen im Sinne von Satz 1 treff en, gilt § 19 Absatz 1 
in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
entsprechend. Verfügungen der Kartellbehörde, die solche Vereinbarungen, Beschlüsse oder 
Empfehlungen betreff en, ergehen im Benehmen mit der zuständigen Genehmigungsbehörde.
(4) Verkehrsleistungen im öff entlichen Personennahverkehr sind eigenwirtschaftlich zu erbrin-
gen. Eigenwirtschaftlich sind Verkehrsleistungen, deren Aufwand gedeckt wird durch Beför-
derungserlöse, Ausgleichsleistungen auf der Grundlage von allgemeinen Vorschriften nach Ar-
tikel 3 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2007 über öff entliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und 
Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) und sonstige Unternehmenserträge im handelsrecht-
lichen Sinne, soweit diese keine Ausgleichsleistungen für die Erfüllung gemeinwirtschaftli-
cher Verpfl ichtungen nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 darstellen 
und keine ausschließlichen Rechte gewährt werden. Ausgleichszahlungen für die Beförde-
rung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs nach § 45a sind aus dem 
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ausgenommen.

§ 8a 
Vergabe öff entlicher Dienstleistungsaufträge

(1) Soweit eine ausreichende Verkehrsbedienung für eine Gesamtleistung nach § 8a Absatz 2 
Satz 4 oder für eine Teilleistung nicht entsprechend § 8 Absatz 4 Satz 1 möglich ist, ist die 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 maßgebend. Die zuständige Behörde im Sinne der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 (zuständige Behörde) kann zur Sicherstellung einer ausreichenden 
Verkehrsbedienung allgemeine Vorschriften im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 und 3 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlassen oder öff entliche Dienstleistungsaufträge nach Maß-
gabe des Artikels 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erteilen. Wer zuständige 
Behörde ist, richtet sich nach dem Landesrecht; sie soll grundsätzlich mit dem Aufgabenträ-
ger nach § 8 Absatz 3 identisch sein.
(2) Sind öff entliche Dienstleistungsaufträge im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
für den Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder mit Kraftfahrzeugen zugleich öff entliche 
Aufträge im Sinne des § 103 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, gilt der Teil 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Die zuständige Behörde ist auch in diesem 
Fall zur Veröff entlichung nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (Vor-
abbekanntmachung) verpfl ichtet; die Veröff entlichung soll nicht früher als 27 Monate vor Be-
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triebsbeginn erfolgen und hat den Hinweis auf die Antragsfrist in § 12 Absatz 6 zu enthalten. 
In der Vorabbekanntmachung sollen die mit dem beabsichtigten Dienstleistungsauftrag ver-
bundenen Anforderungen für Fahrplan, Beförderungsentgelt und Standards angegeben wer-
den. Es kann angegeben werden, inwieweit eine Vergabe als Gesamtleistung beabsichtigt ist 
(Netz, Teilnetz, Linienbündel, Linie). Die Angaben können auch durch Verweis auf bestimmte 
Inhalte des Nahverkehrsplans im Sinne des § 8 Absatz 3 oder durch Verweis auf andere öf-
fentlich zugängliche Dokumente geleistet werden.
(3) Die zuständige Behörde ist unter den in der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 genannten 
Voraussetzungen befugt, Verkehrsleistungen im Nahverkehr nach Artikel 5 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 selbst zu erbringen oder nach Artikel 5 Absatz 2 und 4 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 direkt zu vergeben.
(4) Bei der Vergabe eines öff entlichen Dienstleistungsauftrages nach Artikel 5 Absatz 3 und 
4 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder mit 
Kraftfahrzeugen sind die Interessen des Mittelstandes angemessen zu berücksichtigen. Bei 
der Vergabe eines öff entlichen Dienstleistungsauftrages nach Artikel 5 Absatz 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 sind Leistungen in Lose aufgeteilt zu vergeben.
(5) Beabsichtigt die zuständige Behörde, Verkehrsleistungen im Nahverkehr selbst zu erbrin-
gen oder nach Artikel 5 Absatz 2 oder 4 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 direkt zu ver-
geben, so hat sie interessierte Unternehmer auf Antrag über die Gründe für die beabsichtigte 
Entscheidung zu informieren. Der Antrag ist innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach 
der Vorabbekanntmachung zu stellen.
(6) Die Unternehmen können verlangen, dass die zuständige Behörde die Bestimmungen über 
die Vergabe öff entlicher Dienstleistungsaufträge einhält.
(7) Die Vergabe eines öff entlichen Dienstleistungsauftrages nach Artikel 5 Absatz 2 bis 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahr-
zeugen unterliegt der Nachprüfung nach Teil 4 Kapitel 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen. Die Prüfungsmöglichkeiten der Aufsichtsbehörde der zuständigen Behörde 
bleiben unberührt.
(8) Die zuständige Behörde im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 kann in dem öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrag ein ausschließliches Recht im Sinne von Artikel 2 Buch-
stabe f der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gewähren. Das ausschließliche Recht darf sich nur 
auf den Schutz der Verkehrsleistungen beziehen, die Gegenstand des öff entlichen Dienstleis-
tungsauftrages sind. Die zuständige Behörde bestimmt hierbei den räumlichen und zeitlichen 
Geltungsbereich sowie die Art der Personenverkehrsdienstleistungen, die unter Ausschluss 
anderer Betreiber zu erbringen sind. Dabei dürfen solche Verkehre, die das Fahrgastpoten-
zial der geschützten Verkehre nur unerheblich beeinträchtigen, nicht ausgeschlossen werden.

§ 8b 
Wettbewerbliches Vergabeverfahren

(1) Ein wettbewerbliches Vergabeverfahren nach Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 muss die Anforderungen nach den Absätzen 2 bis 7 erfüllen.
(2) Die Bekanntmachung über das vorgesehene wettbewerbliche Vergabeverfahren muss allen 
in Betracht kommenden Bietern zugänglich sein. Sie kann auf der Internetseite www.bund.de 
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veröff entlicht werden. Die Bekanntmachung muss alle für die Teilnahme an dem Vergabever-
fahren erforderlichen Informationen enthalten, insbesondere Informationen über
1. den vorgesehenen Ablauf des wettbewerblichen Vergabeverfahrens,
2. vorzulegende Nachweise der Fachkunde, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit (Eig-

nungsnachweis),
3. Anforderungen an die Übermittlung von Unterlagen sowie
4. Zuschlagskriterien einschließlich deren vorgesehener Gewichtung.
(3) Die Dienstleistungen sind eindeutig und umfassend zu beschreiben, sodass alle in Betracht 
kommenden Bieter die Beschreibung im gleichen Sinne verstehen müssen und miteinander 
vergleichbare Angebote zu erwarten sind. Fristen sind unter Berücksichtigung der Komple-
xität der Dienstleistungen angemessen zu setzen.
(4) Die Teilnehmer an dem wettbewerblichen Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln. 
Der Zuschlag ist auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste Angebot 
zu erteilen.
(5) Werden Unteraufträge zugelassen, kann vorgegeben werden, dass die Übertragung von 
Unteraufträgen nach wettbewerblichen Grundsätzen vorzunehmen ist.
(6) Das Vergabeverfahren ist vom Beginn fortlaufend zu dokumentieren. Alle wesentlichen 
Entscheidungen sind zu begründen.
(7) Der Aufgabenträger hat die nicht berücksichtigten Bieter über den Namen des ausgewähl-
ten Unternehmens, über die Gründe für ihre Nichtberücksichtigung und über den frühesten 
Zeitpunkt der Beauftragung unverzüglich zu informieren. Die §§ 134 und 135 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen gelten entsprechend.

II.
Genehmigung

§ 9
Umfang der Genehmigung

(1) Die Genehmigung wird erteilt
1. bei einem Verkehr mit Straßenbahnen für den Bau, den Betrieb und die Linienführung,
2. bei einem Verkehr mit Obussen für den Bau, den Betrieb und die Linienführung,
3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen für die Einrichtung, die Linienführung und 

den Betrieb,
4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen für den Betrieb,
5. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen für die Form des Gelegenheits-

verkehrs und den Betrieb mit bestimmten Kraftfahrzeugen unter Angabe ihrer amtlichen 
Kennzeichen.

(2) Soweit es die Zielsetzung des § 8 erfordert, kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 
die Genehmigung für eine Linie oder für mehrere Linien gebündelt erteilt werden.
(3) (weggefallen)
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(4) (weggefallen)

§ 10
Entscheidung in Zweifelsfällen

Entstehen Zweifel darüber, ob eine Personenbeförderung den Vorschriften dieses Gesetzes 
unterliegt oder welcher Verkehrsart oder Verkehrsform ein Verkehr zugehört oder wer Unter-
nehmer im Sinne des § 3 Abs. 1 und 2 ist, so entscheidet die für den Sitz des Unternehmers 
zuständige, von der Landesregierung bestimmte Behörde.

§ 11
Genehmigungsbehörden

(1) Die Genehmigung erteilt die von der Landesregierung bestimmte Behörde.
(2) Zuständig ist
1. bei einem Straßenbahn-, Obusverkehr oder einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 

die Genehmigungsbehörde, in deren Bezirk der Verkehr ausschließlich betrieben wer-
den soll,

2. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen die Genehmigungsbehörde, in de-
ren Bezirk der Unternehmer seinen Sitz oder seine Niederlassung im Sinne des Handels-
rechts hat.

(3) Soll ein Straßenbahn-, Obusverkehr oder ein Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen in den 
Bezirken mehrerer Genehmigungsbehörden desselben Landes betrieben werden, so ist die Ge-
nehmigungsbehörde zuständig, in deren Bezirk die Linie ihren Ausgangspunkt hat. Bestehen 
Zweifel über die Zuständigkeit, so wird die zuständige Genehmigungsbehörde von der von 
der Landesregierung bestimmten Behörde benannt. Die zuständige Genehmigungsbehörde 
triff t ihre Entscheidung im Einvernehmen mit den an der Linienführung beteiligten Geneh-
migungsbehörden; Genehmigungsbehörden, deren Bezirke im Transit durchfahren werden, 
sind nicht zu beteiligen. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, so entscheidet die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde.
(4) Soll ein Straßenbahn-, Obusverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen in mehreren 
Ländern betrieben werden, so ist Absatz 3 Satz 1 und 3 entsprechend anzuwenden. Bestehen 
zwischen den beteiligten Ländern Zweifel über die Zuständigkeit und kommt eine Einigung 
der obersten Landesverkehrsbehörden darüber nicht zustande, so entscheidet auf Antrag ei-
ner beteiligten obersten Landesverkehrsbehörde das Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur. Das gleiche gilt, wenn über die Entscheidung eines Genehmigungsan-
trags zwischen den Genehmigungsbehörden der beteiligten Länder ein Einvernehmen nicht 
hergestellt und auch ein Einvernehmen zwischen den obersten Landesverkehrsbehörden da-
rüber nicht erzielt werden kann.

§ 12
Antragstellung

(1) Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung soll enthalten
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1. in allen Fällen
a) Namen sowie Wohn- und Betriebssitz des Antragstellers, bei natürlichen Personen 

außerdem Geburtstag und Geburtsort,
b) Angaben darüber, ob der Antragsteller bereits eine Genehmigung für eine Verkehrs-

art besitzt oder besessen hat,
c) eine Darstellung der Maßnahmen zur Erreichung der möglichst weitreichenden bar-

rierefreien Nutzung des beantragten Verkehrs entsprechend den Aussagen im Nah-
verkehrsplan (§ 8 Abs. 3 Satz 3),

d) Beginn und Ende der beantragten Geltungsdauer,
e) gegebenenfalls den Nachweis über einen öff entlichen Dienstleistungsauftrag im 

Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007;
2. bei einem Straßenbahn- oder Obusverkehr

a) eine Übersichtskarte, in der die beantragte Strecke mit Haltestellen und alle in dem 
Verkehrsgebiet bereits vorhandenen Schienenbahnen, Obuslinien, Kraftfahrzeug-
linien und Schiff ahrtslinien, letztere soweit sie dem Berufsverkehr dienen, einge-
zeichnet sind,

b) Beförderungsentgelte und Fahrplan,
c) auf Verlangen der Genehmigungsbehörde einen Bauplan mit Kostenanschlag so-

wie Beschreibung der Anlage, Angaben über die höchste und tiefste Lage des Fahr-
drahts, Längs- und Querschnitte sowie Pläne für notwendige Änderungen an öff ent-
lichen Straßen, Beschreibung der Fahrzeuge einschließlich der Schaltpläne und der 
Betriebsweise;

3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen
a) eine Übersichtskarte in der unter Nummer 2 Buchstabe a beschriebenen Form,
b) die Länge der Linie, bei Unterwegsbedienung auch der Teilstrecken, in Kilometern,
c) Angaben über die Zahl, die Art und das Fassungsvermögen (Sitz- und Stehplätze) 

der zu verwendenden Fahrzeuge,
d) Beförderungsentgelte und Fahrplan;

4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen
a) Verkehrsform des Gelegenheitsverkehrs (§ 46),
b) Angaben über die Zahl, die Art und das Fassungsvermögen (Sitzplätze) der zu ver-

wendenden Fahrzeuge.
Bei einem Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1) genügt abweichend von Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe a eine Übersichtskarte, in der die beantragte Strecke mit Haltestellen eingezeich-
net ist und abweichend von Satz 1 Nummer 3 Buchstabe d der Fahrplan.
(1a) Um bestimmte Standards des beantragten Verkehrs verbindlich zuzusichern, kann der 
Antragsteller dem Genehmigungsantrag weitere Bestandteile hinzufügen, die als verbindli-
che Zusicherungen zu bezeichnen sind.
(2) Dem Antrag sind Unterlagen beizufügen, die ein Urteil über die Zuverlässigkeit des An-
tragstellers und die Sicherheit und Leistungsfähigkeit des Betriebs ermöglichen.
(3) Die Genehmigungsbehörde kann weitere Angaben und Unterlagen, insbesondere Vorlage 
eines polizeilichen Führungszeugnisses, verlangen. Sie hat bei einem Antrag auf Erteilung 



37Personenbeförderungsgesetz – PBefG

der Genehmigung von Linien- oder Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen das Kraftfahrt-
Bundesamt um Auskunft über den Antragsteller zu ersuchen.
(4) Das Genehmigungsverfahren soll im Falle des § 3 Abs. 3 erst dann eingeleitet werden, 
wenn auch der Antrag auf Erteilung der Genehmigung für den Betrieb vorliegt. Die Verfah-
ren sind nach Möglichkeit miteinander zu verbinden.
(5) Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr 
mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im Linienverkehr ist spätestens zwölf 
Monate vor dem Beginn des beantragten Geltungszeitraums zu stellen. Die Genehmigungs-
behörde kann verspätete Anträge zulassen, wenn kein genehmigungsfähiger Antrag gestellt 
worden ist. Die Genehmigungsbehörde kann andere Termine setzen. Sie muss hierauf in der 
Bekanntmachung nach § 18 hinweisen. Danach sind Ergänzungen und Änderungen von An-
trägen nur dann zulässig, wenn sie von der Genehmigungsbehörde im öff entlichen Verkehrs-
interesse angeregt worden sind.
(6) Beabsichtigt die zuständige Behörde die Vergabe eines öff entlichen Dienstleistungsauftra-
ges nach Artikel 5 Absatz 2 bis 4 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 oder nach dem Vierten 
Teil des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, ist der Antrag auf Erteilung einer Ge-
nehmigung für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraft-
fahrzeugen im Linienverkehr spätestens drei Monate nach der Vorabbekanntmachung zu stel-
len. Die Genehmigungsbehörde kann im Einvernehmen mit dem Aufgabenträger verspätete 
Anträge zulassen. Das Einvernehmen des Aufgabenträgers nach Satz 2 gilt als erteilt, wenn 
der von dem Aufgabenträger beauftragte Verkehr den im Rahmen der Vorabbekanntmachung 
gesetzten Anforderungen nach § 8a Absatz 2 Satz 3 bis 5 nicht entspricht.
(7) Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen 
oder Kraftfahrzeugen im Linienverkehr im Sinne von § 8a Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 
Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 soll spätestens sechs Monate vor dem 
Beginn der beantragten Geltungsdauer gestellt werden. Die Genehmigungsbehörde kann auf 
Antrag die Frist verkürzen.
(8) Die Absätze 5 und 6 gelten nicht für den Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1).

§ 13
Voraussetzung der Genehmigung

(1) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn
1. die Sicherheit und die Leistungsfähigkeit des Betriebs gewährleistet sind,
2. keine Tatsachen vorliegen, die die Unzuverlässigkeit des Antragstellers als Unternehmer 

oder der für die Führung der Geschäfte bestellten Personen dartun,
3. der Antragsteller als Unternehmer oder die für die Führung der Geschäfte bestellte Per-

son fachlich geeignet ist und
4. der Antragsteller und die von ihm mit der Durchführung von Verkehrsleistungen beauf-

tragten Unternehmer ihren Betriebssitz oder ihre Niederlassung im Sinne des Handels-
rechts im Inland haben.

Die fachliche Eignung nach Satz 1 Nr. 3 wird durch eine angemessene Tätigkeit in einem Un-
ternehmen des Straßenpersonenverkehrs oder durch Ablegung einer Prüfung nachgewiesen.
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(1a) Abweichend von Absatz 1 darf beim Verkehr mit Kraftomnibussen die Genehmigung 
nur erteilt werden, wenn die Anforderungen nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1071/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Fest-
legung gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers 
und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 51) 
erfüllt sind.
(2) Beim Straßenbahn-, Obusverkehr und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist die Geneh-
migung zu versagen, wenn
1. der Verkehr auf Straßen durchgeführt werden soll, die sich aus Gründen der Verkehrssi-

cherheit oder wegen ihres Bauzustandes hierfür nicht eignen,
2. der beantragte Verkehr ein ausschließliches Recht im Sinne von Artikel 2 Buchstabe f 

der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 verletzt, das von der zuständigen Behörde nach § 8a 
Absatz 1 in einem öff entlichen Dienstleistungsauftrag nach Artikel 3 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 unter Beachtung der in § 8a Absatz 8 genannten Voraus-
setzungen gewährt wurde,

3. durch den beantragten Verkehr die öff entlichen Verkehrsinteressen beeinträchtigt wer-
den, insbesondere
a) der Verkehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln befriedigend bedient werden kann,
b) der beantragte Verkehr ohne eine wesentliche Verbesserung der Verkehrsbedienung 

Verkehrsaufgaben wahrnehmen soll, die vorhandene Unternehmen oder Eisenbah-
nen bereits wahrnehmen,

c) die für die Bedienung dieses Verkehrs vorhandenen Unternehmen oder Eisenbahnen 
bereit sind, die notwendige Ausgestaltung des Verkehrs innerhalb einer von der Ge-
nehmigungsbehörde festzusetzenden Frist und, soweit es sich um öff entlichen Per-
sonennahverkehr handelt, unter den Voraussetzungen des § 8 Absatz 3 selbst durch-
zuführen oder

d) der beantragte Verkehr einzelne ertragreiche Linien oder ein Teilnetz aus einem vor-
handenen Verkehrsnetz oder aus einem im Nahverkehrsplan im Sinne des § 8 Ab-
satz 3 festgelegten Linienbündel herauslösen würde.

Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt nicht für den Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1).
(2a) Im öff entlichen Personennahverkehr kann die Genehmigung versagt werden, wenn der 
beantragte Verkehr mit einem Nahverkehrsplan im Sinne des § 8 Absatz 3 nicht in Einklang 
steht. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn ein in der Frist nach § 12 Absatz 6 gestellter 
Antrag die in der Vorabbekanntmachung beschriebenen Anforderungen nicht erfüllt oder sich 
nur auf Teilleistungen bezieht, es sei denn, die zuständige Behörde erteilt gegenüber der Ge-
nehmigungsbehörde ihr Einvernehmen zu den beantragten Abweichungen. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn der beantragte und in seinen Bestandteilen verbindlich zugesicherte Ver-
kehr mindestens dem bisherigen Verkehrsangebot entspricht und darüber hinaus von den in der 
Vorabbekanntmachung beschriebenen weitergehenden Anforderungen zur Sicherstellung der 
ausreichenden Verkehrsbedienung nur unwesentlich abweicht. Als wesentlich gelten grund-
sätzlich Abweichungen von Anforderungen zu Linienweg und Haltestellen, zu Bedienungs-
häufi gkeit und Bedienungszeitraum, zur Abstimmung der Fahrpläne und zur Barrierefreiheit. 
Das Gleiche gilt für Anforderungen zur Anwendung verbundener Beförderungstarife und Be-
förderungsbedingungen, für die ein Ausgleich nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ge-
zahlt werden soll. Sofern diese Abweichungen Anforderungen betreff en, die über das bishe-
rige Verkehrsangebot hinausgehen, sind sie nur dann wesentlich, wenn der Unternehmer, der 
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diesen Verkehr bisher betrieben hat, hierzu angehört wurde und diese Anforderungen für die 
ausreichende Verkehrsbedienung erforderlich sind.
(2b) Werden im öff entlichen Personennahverkehr mehrere Anträge gestellt, die sich ganz 
oder zum Teil auf die gleiche oder im Wesentlichen gleiche Verkehrsleistung beziehen, so ist 
die Auswahl des Unternehmers danach vorzunehmen, wer die beste Verkehrsbedienung an-
bietet. Hierbei sind insbesondere die Festlegungen eines Nahverkehrsplans im Sinne des § 8 
Absatz 3 zu berücksichtigen.
(2c) Auf Antrag des Aufgabenträgers ist die Genehmigungsbehörde verpfl ichtet, die Erfüllung 
der in den Absätzen 1, 1a und 2 Satz 1 Nummer 1 genannten Voraussetzungen bereits im Ver-
fahren der Vergabe eines öff entlichen Dienstleistungsauftrages zu prüfen.
(3) Ist ein Verkehr von einem Unternehmer jahrelang in einer dem öff entlichen Verkehrsin-
teresse entsprechenden Weise betrieben worden, so ist dieser Umstand, im öff entlichen Per-
sonennahverkehr unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 3, angemessen zu berücksichtigen; 
das gilt auch im Fall des Absatzes 2 Nummer 3.
(4) Beim Verkehr mit Taxen ist die Genehmigung zu versagen, wenn die öff entlichen Ver-
kehrsinteressen dadurch beeinträchtigt werden, daß durch die Ausübung des beantragten Ver-
kehrs das örtliche Taxengewerbe in seiner Funktionsfähigkeit bedroht wird. Hierbei sind für 
den Bezirk der Genehmigungsbehörde insbesondere zu berücksichtigen
1. die Nachfrage nach Beförderungsaufträgen im Taxenverkehr,
2. die Taxendichte,
3. die Entwicklung der Ertrags- und Kostenlage unter Einbeziehung der Einsatzzeit,
4. die Anzahl und Ursachen der Geschäftsaufgaben.
Zur Feststellung der Auswirkungen früher erteilter Genehmigungen auf die öff entlichen Ver-
kehrsinteressen soll die Genehmigungsbehörde vor der Entscheidung über neue Anträge ei-
nen Beobachtungszeitraum einschalten. Der Beobachtungszeitraum soll höchstens ein Jahr 
seit der letzten Erteilung einer Genehmigung betragen.
(5) Bei der Erteilung der Genehmigungen für den Taxenverkehr sind Neubewerber und vor-
handene Unternehmer angemessen zu berücksichtigen. Innerhalb der Gruppen sollen die An-
tragsteller nach der zeitlichen Reihenfolge des Eingangs der Anträge berücksichtigt werden. 
Ein Antragsteller wird unabhängig vom Zeitpunkt der Antragstellung nachrangig behandelt, 
wenn er
1. das Taxengewerbe nicht als Hauptbeschäftigung zu betreiben beabsichtigt,
2. sein Unternehmen nicht als Hauptbeschäftigung betrieben hat oder innerhalb der letzten 

acht Jahre ganz oder teilweise veräußert oder verpachtet hat oder
3. seiner Betriebspfl icht nicht ordnungsgemäß nachgekommen ist.
Einem Antragsteller darf jeweils nur eine Genehmigung erteilt werden, sofern nicht mehr 
Genehmigungen erteilt werden können, als Antragsteller vorhanden sind. Die Genehmigung 
ist Neubewerbern für die Dauer von zwei Jahren zu erteilen; die aus der Genehmigung er-
wachsenden Rechte und Pfl ichten dürfen während dieses Zeitraums nicht übertragen werden.
(6) Bei juristischen Personen des öff entlichen Rechts gelten die Genehmigungsvoraussetzun-
gen nach Absatz 1 als gegeben.
(7) Bei der Genehmigung in den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sind die Absätze 2, 4 und 
5 Satz 1, 2, 4 und 5 nicht anzuwenden.
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§ 13a 
(weggefallen)

§ 14
Anhörungsverfahren

(1) Vor der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der Genehmigung für die Beförde-
rung von Personen mit Straßenbahnen, Obussen oder mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr 
hat die Genehmigungsbehörde
1. die Unternehmer, die im Einzugsbereich des beantragten Verkehrs Eisenbahn-, Straßen-

bahn-, Obusverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen betreiben, zu hören;
2. die Stellungnahmen der im Einzugsbereich des beantragten Verkehrs liegenden Gemein-

den, bei kreisangehörigen Gemeinden auch der Landkreise, der Aufgabenträger und der 
Verbundorganisationen, soweit diese Aufgaben für die Aufgabenträger oder Unterneh-
mer wahrnehmen, der örtlich zuständigen Träger der Straßenbaulast, der nach Landes-
recht zuständigen Planungsbehörden und der für Gewerbeaufsicht zuständigen Behörden 
sowie anderer Behörden, deren Aufgaben durch den Antrag berührt werden, einzuholen;

3. die Industrie- und Handelskammern, die betroff enen Fachgewerkschaften und die Fach-
verbände der Verkehrtreibenden gutachtlich zu hören; sie kann auch weitere Stellen hö-
ren.

Bei einem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr 
mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im Linienverkehr ist das Anhörungsver-
fahren erst nach dem Ablauf der Antragsfrist in § 12 Absatz 5 oder 6 durchzuführen.
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für die Beförde-
rung von Personen mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr hat die Genehmigungsbehörde 
die Gemeinde, in deren Gebiet der Betriebssitz des Unternehmens liegt, die nach Landesrecht 
für die Gewerbeaufsicht zuständige Behörde, die Industrie- und Handelskammer, die Fachge-
werkschaften und Verkehrsverbände gutachtlich zu hören. Sie kann auch weitere Stellen hören.
(3) Die Genehmigungsbehörde kann von der Durchführung des Anhörungsverfahrens ab-
sehen, wenn sie aus eigener Kenntnis der Sachlage dem Antrag nicht entsprechen will oder 
in den Fällen des § 2 Abs. 2 die Durchführung des Anhörungsverfahrens nicht zur Sachver-
haltsaufklärung erforderlich ist. Wird bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen ein 
Kraftfahrzeugaustausch beantragt, ist davon abzusehen.
(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen und Stellen können sich zu dem Antrag 
schriftlich gegenüber der Genehmigungsbehörde äußern. Stellungnahmen sind zu berücksich-
tigen, wenn diese binnen zwei Wochen, nachdem die Behörde die Vorgenannten über den An-
trag in Kenntnis gesetzt hat, bei der Behörde eingehen.
(5) Bei Anträgen auf Erteilung einer Genehmigung für grenzüberschreitende Gelegenheits-
verkehre oder für Transitverkehre sind die Absätze 1 bis 4 nicht anzuwenden. Bei Anträgen 
auf Erteilung einer Genehmigung für einen Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1) sind nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 nur die Unternehmer zu hören, deren Rechte nach § 13 Absatz 2 be-
rührt sein können; Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ist nicht anzuwenden.
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§ 15
Erteilung und Versagung der Genehmigung

(1) Die Entscheidung über den Antrag erfolgt schriftlich; sie ist den Antragstellern und, so-
weit diese Einwendungen erhoben haben, auch den in § 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Per-
sonen und Stellen zuzustellen. Über den Antrag ist innerhalb von 3 Monaten nach Eingang 
bei der Genehmigungsbehörde zu entscheiden. Kann die Prüfung des Antrags in dieser Zeit 
nicht abgeschlossen werden, ist die Frist vor ihrem Ablauf in einem den Antragstellern mitzu-
teilenden Zwischenbescheid um den Zeitraum zu verlängern, der notwendig ist, um die Prü-
fung abschließen zu können. Die Verlängerung der in Satz 2 bezeichneten Frist darf höchs-
tens 3 Monate betragen. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb der Frist 
versagt wird. Die Frist für eine Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung einer Geneh-
migung für einen Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im Linienver-
kehr beginnt frühestens mit dem ersten Kalendertag nach dem Ablauf der Antragsfrist in § 12 
Absatz 5 oder 6.
(2) Ist die Entscheidung über den Antrag unanfechtbar geworden, wird dem Antragsteller eine 
Genehmigungsurkunde erteilt. Einer juristischen Person darf die Genehmigungsurkunde erst 
ausgehändigt werden, wenn die Eintragung in das Register nachgewiesen ist.
(3) Die Genehmigung kann unter Bedingungen und Aufl agen erteilt werden, sofern sich diese 
Nebenbestimmungen im Rahmen des Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen halten. Wurden dem Genehmigungsantrag weitere Bestandteile im 
Sinne des § 12 Absatz 1a hinzugefügt, so ist deren Einhaltung durch eine Aufl age zur Geneh-
migung abzusichern, in deren Kontrolle die zuständige Behörde auf ihren Wunsch eingebun-
den werden kann.
(4) Die Genehmigung darf nicht vorläufi g oder mit einem Vorbehalt des Widerrufs erteilt 
werden.
(5) Die Genehmigungsbehörde hat die zuständige Berufsgenossenschaft von der Erteilung 
der Genehmigung zu unterrichten.

§ 16
Geltungsdauer der Genehmigung

(1) Die Geltungsdauer der Genehmigung für Straßenbahn-und Obusverkehr beträgt höchs-
tens 15 Jahre. Sie kann unter den Voraussetzungen des Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 und Ab-
satz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für einen längeren Zeitraum festgelegt werden. 
Bei Wiedererteilung der Genehmigung ist die Geltungsdauer so zu bemessen, dass die Ge-
nehmigung mit Vereinbarungen und Entscheidungen über die Benutzung öff entlicher Straßen 
nach § 31 Absatz 2 und 5 in Einklang steht. Ist die beantragte Verkehrsleistung Gegenstand 
eines öff entlichen Dienstleistungsauftrages im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007, darf die Geltungsdauer der Genehmigung die Laufzeit des öff entlichen 
Dienstleistungsauftrages nicht überschreiten.
(2) Die Geltungsdauer der Genehmigung für Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist unter Be-
rücksichtigung der öff entlichen Verkehrsinteressen zu bemessen. Sie beträgt höchstens zehn 
Jahre. Die Genehmigung kann unter den Voraussetzungen des Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für einen längeren Zeitraum festgelegt werden. Ist die be-
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antragte Verkehrsleistung Gegenstand eines öff entlichen Dienstleistungsauftrages im Sinne 
von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, darf die Geltungsdauer der Ge-
nehmigung die Laufzeit des öff entlichen Dienstleistungsauftrages nicht überschreiten. Im öf-
fentlichen Personennahverkehr ist § 8 Absatz 3 zu beachten.
(3) Weicht im öff entlichen Personennahverkehr ein Genehmigungsantrag für einen eigen-
wirtschaftlichen Verkehr wesentlich vom bisherigen Verkehrsangebot ab und sichert die zu-
ständige Behörde der Genehmigungsbehörde die Vergabe eines dem bisherigen Verkehrsan-
gebot entsprechenden öff entlichen Dienstleistungsauftrages zu, so ist die Geltungsdauer der 
Genehmigung so zu bemessen, dass sie zu dem Zeitpunkt endet, den die zuständige Behörde 
als Zeitpunkt der geplanten Betriebsaufnahme des zugesicherten Verkehrs angibt. Setzt die 
zuständige Behörde ihre Zusicherung nicht um, so ist die Geltungsdauer der Genehmigung 
unter Beachtung der Absätze 1 und 2 neu festzusetzen.
(4) Die Geltungsdauer der Genehmigungen für Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen 
beträgt höchstens zehn Jahre und für sonstigen Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen 
höchstens fünf Jahre.

§ 17
Genehmigungsurkunde

(1) Die Genehmigungsurkunde muß enthalten:
1. Name, Wohn- und Betriebssitz des Unternehmers,
2. Bezeichnung der Verkehrsart, für die die Genehmigung erteilt wird, im Gelegenheitsver-

kehr mit Personenkraftwagen auch der Verkehrsform,
3. Geltungsdauer der Genehmigung,
4. etwaige Bedingungen und Aufl agen,
5. Bezeichnung der Aufsichtsbehörde,
6. bei Straßenbahn- oder Obusverkehr die Linienführung und im Falle des § 28 Abs. 4 ei-

nen Hinweis auf den Vorbehalt,
7. bei Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen die Linienführung,
8. bei Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen die amtlichen Kennzeichen der einzu-

setzenden Kraftfahrzeuge.
(2) Im Falle eines Austausches von Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr mit Personen-
kraftwagen hat der Unternehmer die Genehmigungsurkunde der Genehmigungsbehörde zur 
Ergänzung vorzulegen. Das gleiche gilt, wenn der Unternehmer ein Kraftfahrzeug nicht mehr 
im Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen einsetzt.
(3) Die Erteilung der Genehmigung kann nur durch die Genehmigungsurkunde oder eine amt-
liche Ausfertigung oder im Falle des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftomnibussen durch eine 
beglaubigte Kopie der Gemeinschaftslizenz nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln 
für den Zugang zum grenzüberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt und zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 88) und die den Zusatz 
„Gilt auch als Genehmigung für die Beförderung im innerdeutschen Gelegenheitsverkehr“ 
enthält, nachgewiesen werden.



43Personenbeförderungsgesetz – PBefG

(4) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen ist die Genehmigungsurkunde oder eine ge-
kürzte amtliche Ausfertigung oder eine beglaubigte Kopie der Gemeinschaftslizenz während 
der Fahrt mitzuführen und auf Verlangen den zuständigen Personen zur Prüfung auszuhändi-
gen. Im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gilt Satz 1 nur, wenn die Genehmigungsurkunde 
eine entsprechende Aufl age enthält.
(5) Ist eine Genehmigung anders als durch Fristablauf ungültig geworden, ist die Genehmi-
gungsurkunde unverzüglich einzuziehen. Ist dies nicht möglich, ist sie auf Kosten des Unter-
nehmers für kraftlos zu erklären.

§ 18
Informationspfl icht der Genehmigungsbehörde

(1) Die Genehmigungsbehörde hat ein Verzeichnis aller Genehmigungen, die im öff entlichen 
Personennahverkehr für den Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im 
Linienverkehr bestehen, am Ende jedes Kalenderjahres im Amtsblatt der Europäischen Union 
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung muss folgende Angaben enthalten:
1. die Linienführung,
2. die Geltungsdauer,
3. einen Hinweis darauf, dass der Antrag auf Genehmigung für den weiteren Betrieb des 

Verkehrs in den Fristen des § 12 Absatz 5 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 gestellt werden 
kann.

(2) In die Bekanntmachung nach Absatz 1 können die nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 und die nach § 8a Absatz 2 Satz 2 dieses Gesetzes vorgeschriebenen In-
formationen der zuständigen Behörde aufgenommen werden. In diesem Fall ist die dreimo-
natige Frist für den Antrag auf Genehmigung eines Verkehrs abweichend von § 12 Absatz 6 
Satz 1 besonders festzulegen.

§ 19
Tod des Unternehmers

(1) Nach dem Tode des Unternehmers kann der Erbe den Betrieb vorläufi g weiterführen oder 
diese Befugnis auf einen Dritten übertragen; das gleiche gilt für den Testamentsvollstrecker, 
Nachlaßpfl eger oder Nachlaßverwalter während einer Testamentsvollstreckung, Nachlaßpfl eg-
schaft oder Nachlaßverwaltung.
(2) Die Befugnis erlischt, wenn nicht der Erbe oder der Dritte binnen drei Monaten nach Ab-
lauf der für die Ausschlagung der Erbschaft vorgesehenen Frist oder die in Absatz 1 zweiter 
Halbsatz genannten Personen binnen drei Monaten nach der Annahme ihres Amtes oder ih-
rer Bestellung die Genehmigung beantragt haben; ein in der Person des Erben wirksam ge-
wordener Fristablauf wirkt auch gegen den Nachlaßverwalter. Bei der Prüfung des Geneh-
migungsantrages ist § 13 Abs. 2 und 4 nicht anzuwenden. Wird dem Antrag stattgegeben, so 
ist als Zeitpunkt des Ablaufs der Genehmigung der Tag zu bestimmen, an dem die Genehmi-
gung des Rechtsvorgängers abgelaufen sein würde.
(3) Bei Unternehmern mit Betriebspfl icht nach § 21 hat die Genehmigungsbehörde dafür zu 
sorgen, daß der Betrieb keine Unterbrechung erfährt. Wird der Betrieb von den in Absatz 1 
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genannten Personen nicht vorläufi g weitergeführt, so kann die Genehmigungsbehörde für die 
Übergangszeit zur Aufrechterhaltung des Betriebs eine einstweilige Erlaubnis nach § 20 an 
einen anderen erteilen.
(4) Im Falle der Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit des Unternehmers oder der für die Füh-
rung der Geschäfte bestellten Person darf ein Dritter das Unternehmen bis zu einem Jahr wei-
terführen. In ausreichend begründeten Sonderfällen kann diese Frist um sechs Monate ver-
längert werden.

§ 20
Einstweilige Erlaubnis

(1) Wenn eine sofortige Einrichtung, Erweiterung oder wesentliche Änderung eines Lini-
enverkehrs mit Kraftfahrzeugen im öff entlichen Verkehrsinteresse liegt, kann die Genehmi-
gungsbehörde, in deren Bezirk der Verkehr betrieben werden soll, dem Antragsteller eine 
widerrufl iche einstweilige Erlaubnis erteilen; die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 oder Ab-
satz 1a müssen vorliegen. Die Erteilung ist auch den in § 14 Abs. 1 Nr. 1 genannten Unter-
nehmern bekanntzugeben.
(2) Die einstweilige Erlaubnis wird schriftlich erteilt. Sie muß enthalten
1. den Hinweis auf diese Vorschrift mit einem Zusatz, daß die einstweilige Erlaubnis einen 

Anspruch auf Erteilung einer Genehmigung nicht begründet,
2. Name, Wohn- und Betriebssitz des Unternehmers,
3. Geltungsdauer,
4. etwaige Bedingungen und Aufl agen,
5. Linienführung.
(3) Die einstweilige Erlaubnis erlischt nach sechs Monaten, soweit sie nicht vorher widerru-
fen wird. In den Fällen des Artikels 5 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 kann die 
einstweilige Erlaubnis auf bis zu zwei Jahre befristet werden. Sie begründet keinen Anspruch 
auf Erteilung einer Genehmigung. § 15 Abs. 3 und 5 gilt entsprechend.
(4) § 17 Abs. 3, 4 und 5 gilt entsprechend.

§ 20a
(weggefallen)

§ 21
Betriebspfl icht

(1) Der Unternehmer ist verpfl ichtet, den ihm genehmigten Betrieb aufzunehmen und wäh-
rend der Geltungsdauer der Genehmigung den öff entlichen Verkehrsinteressen und dem Stand 
der Technik entsprechend aufrechtzuerhalten. Gegenstand der Betriebspfl icht sind alle Be-
standteile der Genehmigung und die nach § 12 Absatz 1a zugesicherten Bestandteile des Ge-
nehmigungsantrages.
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(2) Die Genehmigungsbehörde kann dem Unternehmer für die Aufnahme des Betriebs eine 
Frist setzen.
(3) Im öff entlichen Personennahverkehr kann die Genehmigungsbehörde dem Unternehmer 
auferlegen, den von ihm betriebenen Verkehr zu erweitern oder zu ändern, wenn die öff entli-
chen Verkehrsinteressen es erfordern und es dem Unternehmer unter Berücksichtigung seiner 
wirtschaftlichen Lage, einer ausreichenden Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals und 
der notwendigen technischen Entwicklung zugemutet werden kann. Für das Verfahren gelten 
die §§ 14, 15 und 17 entsprechend.
(4) Die Genehmigungsbehörde kann den Unternehmer auf seinen Antrag von der Verpfl ich-
tung nach Absatz 1 für den gesamten oder einen Teil des von ihm betriebenen Verkehrs vorü-
bergehend oder auf Dauer entbinden, wenn ihm die Erfüllung der Betriebspfl icht nicht mehr 
möglich ist oder ihm dies unter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, einer ausrei-
chenden Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals und der notwendigen technischen Ent-
wicklung nicht mehr zugemutet werden kann. Eine Entbindung von der Verpfl ichtung nach 
Absatz 1 für einen Teil des vom Unternehmer betriebenen Verkehrs darf darüber hinaus in der 
Regel nur vorgenommen werden, wenn das öff entliche Verkehrsinteresse nicht entgegensteht. 
Für Bestandteile des Genehmigungsantrages, die vom Unternehmer nach § 12 Absatz 1a ver-
bindlich zugesichert wurden, bleibt die Erfüllung der Betriebspfl icht in der Regel zumutbar. 
Bis zur Entscheidung über den Antrag hat der Unternehmer den Verkehr aufrechtzuerhalten. 
Die Genehmigungsbehörde informiert die zuständige Behörde über eine beabsichtigte Ent-
bindung so rechtzeitig, dass diese eine Notmaßnahme nach Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 ergreifen kann.
(5) Im Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1) kann der Unternehmer unbeschadet des Absatzes 4 
der Genehmigungsbehörde anzeigen, dass er den Verkehr einstellen will. In diesem Fall en-
det die Betriebspfl icht drei Monate nach Eingang der Anzeige bei der Genehmigungsbehörde.

§ 22
Beförderungspfl icht

Der Unternehmer ist zur Beförderung verpfl ichtet, wenn
1. die Beförderungsbedingungen eingehalten werden,
2. die Beförderung mit den regelmäßig eingesetzten Beförderungsmitteln möglich ist und
3. die Beförderung nicht durch Umstände verhindert wird, die der Unternehmer nicht ab-

wenden und denen er auch nicht abhelfen kann.

§ 23
Haftung für Sachschäden

Der Unternehmer kann die Haftung für Sachschäden gegenüber jeder beförderten Person nur 
insoweit ausschließen, als der Schaden 1.000 Euro übersteigt und nicht auf Vorsatz oder gro-
ber Fahrlässigkeit beruht.
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§ 24
(weggefallen)

§ 25
Widerruf der Genehmigung

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmigung zu widerrufen, wenn
1. nicht mehr alle Voraussetzungen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 vorliegen,
2. bei eigenwirtschaftlichen Verkehren die Betriebspfl ichten nachhaltig nicht erfüllt wer-

den oder
3. bei Verkehren nach § 8a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 1 der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1370/2007 nach Feststellung der zuständigen Behörde kein wirksa-
mer öff entlicher Dienstleistungsauftrag mehr besteht.

Die erforderliche Zuverlässigkeit des Unternehmers ist insbesondere nicht mehr gegeben, wenn 
in seinem Verkehrsunternehmen trotz schriftlicher Mahnung die der Verkehrssicherheit die-
nenden Vorschriften nicht befolgt werden oder den Verpfl ichtungen zuwidergehandelt wird, 
die dem Unternehmer nach diesem Gesetz oder nach den auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsvorschriften obliegen.
(2) Die Genehmigungsbehörde kann die Genehmigung widerrufen, wenn die Voraussetzun-
gen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 nicht mehr vorliegen oder der Unternehmer die ihm 
gesetzlich obliegenden arbeitsrechtlichen, sozialrechtlichen oder die sich aus seinem Unter-
nehmen ergebenden steuerrechtlichen Verpfl ichtungen wiederholt nicht erfüllt oder in schwer-
wiegender Weise dagegen verstoßen hat.
(3) Auf Verlangen der Genehmigungsbehörde hat der Unternehmer den Nachweis zu führen, 
dass die Voraussetzungen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 vorliegen und die sonst in Ab-
satz 2 bezeichneten Verpfl ichtungen erfüllt werden. Die Finanzbehörden dürfen den Geneh-
migungsbehörden Mitteilung über die wiederholte Nichterfüllung der sich aus dem Unterneh-
men ergebenden steuerrechtlichen Verpfl ichtungen oder die Abgabe der Vermögensauskunft 
nach § 284 der Abgabenordnung machen.
(3a) Soweit beim Verkehr mit Kraftomnibussen eine Genehmigung nicht nach Artikel 13 Ab-
satz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 zu entziehen ist, hat die zuständige Behörde die Ge-
nehmigung zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die zur Versagung der Be-
rufszulassung hätten führen müssen. Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 
ist entsprechend anzuwenden. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.
(4) Die Absätze 1 bis 3a sind auf den Widerruf der Genehmigung für die Übertragung der 
Betriebsführung entsprechend anzuwenden.

§ 25a 
Untersagung von Personenkraftverkehrsgeschäften

Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass beim Verkehr mit Kraftomnibussen der Unter-
nehmer oder der Verkehrsleiter die Voraussetzungen hinsichtlich der Zuverlässigkeit nach Ar-
tikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 nicht erfüllt, kann dem Unternehmer oder dem 
Verkehrsleiter die Führung von Personenkraftverkehrsgeschäften untersagt werden. Das Un-
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tersagungsverfahren kann unabhängig von einem Verfahren auf Widerruf der Genehmigung 
durchgeführt werden. Auf Antrag ist dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Führung 
von Personenkraftverkehrsgeschäften von der Behörde, die die Führung von Personenkraft-
verkehrsgeschäften untersagt hat, wieder zu gestatten, wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass eine Unzuverlässigkeit im Sinne des Satzes 1 nicht mehr vorliegt. Vor Ablauf 
eines Jahres nach Bestandskraft der Untersagungsverfügung kann die Wiederaufnahme der 
Führung von Personenkraftverkehrsgeschäften nur gestattet werden, wenn hierfür besondere 
Gründe vorliegen.

§ 26
Erlöschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt
1. bei einem Straßenbahn-, Obusverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sowie ei-

nem Taxenverkehr, wenn der Unternehmer
a) den Betrieb nicht innerhalb der ihm von der Genehmigungsbehörde gesetzten Frist 

aufgenommen hat oder
b) von der Verpfl ichtung zur Aufrechterhaltung des gesamten ihm genehmigten Ver-

kehrs dauernd entbunden wird,
2. beim Taxenverkehr, wenn der Unternehmer seinen Betriebssitz in eine andere Gemeinde 

verlegt.

§ 27
Zwangsmaßnahmen

Das Verwaltungszwangsverfahren richtet sich, soweit dieses Gesetz von Behörden der Län-
der ausgeführt wird, nach den landesrechtlichen Vorschriften.

III.
Sonderbestimmungen für die einzelnen Verkehrsarten

A.
Straßenbahnen

§ 28
Planfeststellung

(1) Betriebsanlagen für Straßenbahnen dürfen nur gebaut werden, wenn der Plan vorher fest-
gestellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten öff entlichen und 
privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung zu be-
rücksichtigen.
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(1a) An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann eine Plangenehmigung erteilt wer-
den, wenn
1. es sich bei dem Vorhaben nicht um ein Vorhaben handelt, für das nach dem Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist,

2. mit den Trägern öff entlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, das Beneh-
men hergestellt worden ist und

3. Rechte anderer nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigt werden oder die Betroff enen 
sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich ein-
verstanden erklärt haben.

Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkungen der Planfeststellung; auf ihre Erteilung fi n-
den die Vorschriften über das Planfeststellungsverfahren keine Anwendung. § 75 Abs. 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes und die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen gel-
ten entsprechend. Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage bedarf es keiner Nach-
prüfung in einem Vorverfahren.
(2) Planfeststellung und Plangenehmigung entfallen bei Änderungen und Erweiterungen von 
unwesentlicher Bedeutung. Fälle unwesentlicher Bedeutung liegen vor, wenn
1. es sich nicht um eine Änderung oder Erweiterung handelt, für die nach dem Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist,

2. andere öff entliche Belange nicht berührt sind oder die erforderlichen behördlichen Ent-
scheidungen vorliegen und sie dem Plan nicht entgegenstehen und

3. Rechte anderer nicht beeinfl usst werden oder mit den vom Plan Betroff enen entspre-
chende Vereinbarungen getroff en werden.

(3) Bebauungspläne nach § 9 des Baugesetzbuches ersetzen die Planfeststellung nach Ab-
satz 1 und die Plangenehmigung nach Absatz 1a, sofern darin Betriebsanlagen für Straßen-
bahnen ausgewiesen sind. Ist eine Ergänzung der Betriebsanlagen notwendig, ein Bebauungs-
plan unvollständig oder soll von Festsetzungen des Bebauungsplanes abgewichen werden, ist 
insoweit die Planfeststellung durchzuführen. Es gelten die §§ 40 und 43 Abs. 1, 2, 4 und 5 so-
wie § 44 Abs. 1 bis 4 des Baugesetzbuches. § 29 Abs. 3 ist nicht anzuwenden.
(4) Eine Genehmigung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 darf nur erteilt werden vorbehaltlich einer nach 
den Absätzen 1 bis 3 erforderlichen Planfeststellung oder einer Plangenehmigung oder vor-
behaltlich einer nach Absatz 2 Nr. 2 gegebenen Zustimmung. Das Planfeststellungsverfahren 
kann gleichzeitig mit dem Genehmigungsverfahren durchgeführt werden.

§ 28a 
Veränderungssperre, Vorkaufsrecht

(1) Sobald der Plan ausgelegt oder andere Gelegenheit gegeben ist, den Plan einzusehen, dür-
fen auf den vom Plan betroff enen Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertstei-
gernde oder die geplanten Baumaßnahmen erheblich erschwerende Veränderungen nicht vor-
genommen werden (Veränderungssperre). Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise 
vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausge-
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übten Nutzung werden davon nicht berührt. Unzulässige Veränderungen bleiben bei der An-
ordnung von Vorkehrungen und Anlagen und im Entschädigungsverfahren unberücksichtigt.
(2) Dauert die Veränderungssperre über vier Jahre, können die Eigentümer für die dadurch 
entstandenen Vermögensnachteile Entschädigung verlangen.
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 steht dem Unternehmer an den betroff enen Flächen 
ein Vorkaufsrecht zu.

§ 29
Planfeststellungsbehörde

(1) Planfeststellungsbehörde ist die Genehmigungsbehörde nach § 11. Diese stellt den Plan 
nach § 28 Abs. 1 fest, erteilt die Plangenehmigung nach § 28 Abs. 1a oder triff t die Entschei-
dung nach § 28 Abs. 2.
(1a) Für das Anhörungsverfahren gilt § 73 des Verwaltungsverfahrensgesetzes mit folgen-
den Maßgaben:
1. Die Einholung der Stellungnahmen der Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vor-

haben berührt wird, sowie die Auslegung des Plans in den Gemeinden, in denen sich das 
Vorhaben voraussichtlich auswirkt, veranlaßt die Anhörungsbehörde innerhalb eines Mo-
nats, nachdem der Träger des Vorhabens den Plan bei ihr eingereicht hat.

2. Die Behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, haben ihre Stellungnahmen inner-
halb einer von der Anhörungsbehörde zu setzenden Frist abzugeben, die drei Monate 
nicht übersteigen darf.

3. Die Gemeinden legen den Plan innerhalb von drei Wochen nach Zugang aus. Sie ma-
chen die Auslegung vorher ortsüblich bekannt.

4. Die Erörterung nach § 73 Abs. 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes hat die Anhörungs-
behörde innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Einwendungsfrist abzuschließen. 
Sie gibt ihre Stellungnahme nach § 73 Abs. 9 des Verwaltungsverfahrensgesetzes inner-
halb eines Monats nach Abschluß der Erörterung ab.

5. Bei der Änderung einer Betriebsanlage für Straßenbahnen kann von einer förmlichen Er-
örterung im Sinne des § 73 Abs. 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Ab-
satz 1 Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung abgesehen werden. 
Vor dem Abschluß des Planfeststellungsverfahrens ist den Einwendern Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. Die Stellungnahme der Anhörungsbehörde nach § 73 Abs. 9 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes ist innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf der Einwen-
dungsfrist abzugeben.

Die Maßgaben gelten entsprechend, wenn das Verfahren landesrechtlich durch ein Verwal-
tungsverfahrensgesetz geregelt ist.
(2) Werden Einwendungen gegen den Plan mit der Begründung erhoben, daß öff entliche In-
teressen im Bereich von Bundesbehörden oder von Behörden, die im Auftrag des Bundes tätig 
werden, beeinträchtigt werden und kommt eine Einigung zwischen der Planfeststellungsbe-
hörde und den genannten Behörden nicht zustande, entscheidet die Planfeststellungsbehörde 
im Benehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur.
(3) Kommt eine Einigung über Einwendungen nichtbundeseigener Eisenbahnen oder von 
Bergbahnunternehmen nicht zustande, hat die Planfeststellungsbehörde die Entscheidung 
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der von der Landesregierung bestimmten Behörde einzuholen und der Planfeststellung zu-
grunde zu legen.
(4) Einwendungen gegen den Plan, die nach Ablauf der Einwendungsfrist erhoben werden, 
sind ausgeschlossen. Hierauf ist in der Bekanntmachung der Auslegung oder der Einwen-
dungsfrist hinzuweisen. Nach dem Erörterungstermin eingehende Stellungnahmen der Behör-
den müssen bei der Feststellung des Plans nicht berücksichtigt werden; dies gilt nicht, wenn 
später von einer Behörde vorgebrachte öff entliche Belange der Planfeststellungsbehörde auch 
ohne ihr Vorbringen bekannt sind oder hätten bekannt sein müssen.
(5) Der Planfeststellungsbeschluß ist denjenigen, über deren Einwendungen entschieden wor-
den ist, mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen; die Vorschriften des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes über die Bekanntgabe bleiben im übrigen unberührt.
(6) Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage gegen einen Planfeststellungsbe-
schluß oder gegen eine Plangenehmigung für den Bau oder die Änderung von Betriebsan-
lagen für Straßenbahnen bedarf es keiner Nachprüfung in einem Vorverfahren. Die Anfech-
tungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluß oder eine Plangenehmigung für den Bau 
oder die Änderung von Betriebsanlagen für Straßenbahnen hat keine aufschiebende Wirkung. 
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen einen 
Planfeststellungsbeschluß oder eine Plangenehmigung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwal-
tungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung des Planfeststellungs-
beschlusses oder der Plangenehmigung gestellt und begründet werden. Treten später Tatsa-
chen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch 
den Planfeststellungsbeschluß oder die Plangenehmigung Beschwerte einen hierauf gestütz-
ten Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer Frist von 
einem Monat stellen. Die Frist beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tat-
sachen Kenntnis erlangt.
(7) Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur Begründung seiner Klage 
dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. § 87b Abs. 3 und § 128a der Verwaltungs-
gerichtsordnung gelten entsprechend.
(8) Mängel bei der Abwägung der von dem Vorhaben berührten öff entlichen und privaten Be-
lange sind nur erheblich, wenn sie off ensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Ein-
fl uß gewesen sind. Erhebliche Mängel bei der Abwägung oder eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften führen nur dann zur Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses 
oder der Plangenehmigung, wenn sie nicht durch Planergänzung oder durch ein ergänzendes 
Verfahren behoben werden können; die §§ 45 und 46 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und 
die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen bleiben unberührt.

§ 29a 
Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) Ist der sofortige Beginn von Bauarbeiten geboten und weigert sich der Eigentümer oder 
Besitzer, den Besitz eines für den Bau oder die Änderung einer Betriebsanlage für Straßen-
bahnen benötigten Grundstücks durch Vereinbarung unter Vorbehalt aller Entschädigungs-
ansprüche zu überlassen, so hat die Enteignungsbehörde den Unternehmer auf Antrag nach 
Feststellung des Planes oder Erteilung der Plangenehmigung in den Besitz einzuweisen. Der 
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Planfeststellungsbeschluß oder die Plangenehmigung müssen vollziehbar sein. Weiterer Vo-
raussetzungen bedarf es nicht.
(2) Die Enteignungsbehörde hat spätestens sechs Wochen nach Eingang des Antrags auf Be-
sitzeinweisung mit den Beteiligten mündlich zu verhandeln. Hierzu sind der Unternehmer und 
die Betroff enen zu laden. Dabei ist den Betroff enen der Antrag auf Besitzeinweisung mitzutei-
len. Die Ladungsfrist beträgt drei Wochen. Mit der Ladung sind die Betroff enen aufzufordern, 
etwaige Einwendungen gegen den Antrag vor der mündlichen Verhandlung bei der Enteig-
nungsbehörde einzureichen. Sie sind außerdem darauf hinzuweisen, daß auch bei Nichter-
scheinen über den Antrag auf Besitzeinweisung und andere im Verfahren zu erledigende An-
träge entschieden werden kann.
(3) Soweit der Zustand des Grundstücks von Bedeutung ist, hat die Enteignungsbehörde die-
sen bis zum Beginn der mündlichen Verhandlung in einer Niederschrift festzustellen oder 
durch einen Sachverständigen ermitteln zu lassen. Den Beteiligten ist eine Abschrift der Nie-
derschrift oder des Ermittlungsergebnisses zu übersenden.
(4) Der Beschluß über die Besitzeinweisung ist dem Unternehmer und den Betroff enen spä-
testens zwei Wochen nach der mündlichen Verhandlung zuzustellen. Die Besitzeinweisung 
wird in dem von der Enteignungsbehörde bezeichneten Zeitpunkt wirksam. Dieser Zeitpunkt 
soll auf höchstens zwei Wochen nach Zustellung der Anordnung über die vorzeitige Besitz-
einweisung an den unmittelbaren Besitzer festgesetzt werden. Durch die Besitzeinweisung 
wird dem Besitzer der Besitz entzogen und der Unternehmer Besitzer. Der Unternehmer darf 
auf dem Grundstück das im Antrag auf Besitzeinweisung bezeichnete Bauvorhaben durch-
führen und die dafür erforderlichen Maßnahmen treff en.
(5) Der Unternehmer hat für die durch die vorzeitige Besitzeinweisung entstehenden Vermö-
gensnachteile Entschädigung zu leisten, soweit die Nachteile nicht durch die Verzinsung der 
Geldentschädigung für die Entziehung oder Beschränkung des Eigentums oder eines anderen 
Rechts ausgeglichen werden. Art und Höhe der Entschädigung sind von der Enteignungsbe-
hörde in einem Beschluß festzusetzen.
(6) Wird der festgestellte Plan oder die Plangenehmigung aufgehoben, so ist auch die vor-
zeitige Besitzeinweisung aufzuheben und der vorherige Besitzer wieder in den Besitz einzu-
weisen. Der Unternehmer hat für alle durch die Besitzeinweisung entstandenen besonderen 
Nachteile Entschädigung zu leisten.
(7) Ein Rechtsbehelf gegen eine vorzeitige Besitzeinweisung hat keine aufschiebende Wir-
kung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung des Be-
sitzeinweisungsbeschlusses gestellt und begründet werden.

§ 30
Enteignung

Die Enteignung ist zulässig, soweit sie zur Ausführung eines nach den §§ 28, 29 festgestell-
ten oder genehmigten Bauvorhabens notwendig ist. Der festgestellte Plan oder die Plangen-
ehmigung ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und für die Enteignungsbehörde 
bindend. Im übrigen gelten die Enteignungsgesetze der Länder.
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§ 30a 
Entschädigungsverfahren

Soweit der Unternehmer auf Grund eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer Plangeneh-
migung verpfl ichtet ist, eine Entschädigung in Geld zu leisten, und über die Höhe der Entschä-
digung keine Einigung zwischen dem Betroff enen und dem Unternehmer zustande kommt, 
entscheidet auf Antrag eines der Beteiligten die nach Landesrecht zuständige Behörde; für 
das Verfahren und den Rechtsweg gelten die Enteignungsgesetze der Länder entsprechend.

§ 31
Benutzung öff entlicher Straßen

(1) Der Unternehmer hat die Zustimmung des Trägers der der Straßenbaulast beizubringen, 
wenn
1. eine öff entliche Straße von der Straßenbahn benutzt werden soll,
2. Betriebsanlagen von Straßenbahnen eine öff entliche Straße höhengleich kreuzen.
(2) Vereinbarungen über die Höhe eines Entgelts für die Benutzung einer öff entlichen Straße 
bedürfen der Zustimmung der Genehmigungsbehörde. Bestehende Verträge zwischen dem 
Unternehmer und dem Träger der Straßenbaulast bleiben unberührt.
(3) Wird eine öff entliche Straße, die von einer Straßenbahn benutzt wird, erweitert oder ver-
legt, kann der Träger der Straßenbaulast von dem Unternehmer einen Beitrag zu den Kosten 
der Erweiterung oder Verlegung der Straßen verlangen. Dabei ist zu berücksichtigen, ob und 
inwieweit die Erweiterung oder Verlegung der Straße durch die Straßenbahn, den sonstigen 
Straßenverkehr oder andere Gründe veranlaßt ist. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
(4) Auf Verlangen des Trägers der Straßenbaulast hat der Unternehmer bei Ablauf der Geneh-
migung die Betriebsanlagen der Straßenbahn zu beseitigen und die Straße wiederherzustellen.
(5) Kommt in den Fällen der Absätze 1 und 3 eine Einigung nicht zustande, entscheiden die 
von der Landesregierung bestimmten Behörden.
(6) Auf Vereinbarungen des Unternehmers mit dem Träger der Straßenbaulast über die Be-
nutzung öff entlicher Straßen ist im Planfeststellungsbeschluß oder in der Plangenehmigung 
hinzuweisen.

§ 32
Duldungspfl ichten Dritter

(1) Eigentümer oder sonstige Nutzungsberechtigte haben
1. Vermessungen, Boden- und Grundwasseruntersuchungen einschließlich der vorüberge-

henden Anbringung von Markierungszeichen und sonstigen Vorarbeiten, die zur Planung 
von Betriebsanlagen und Straßenbahnen notwendig sind, zu dulden, wenn die Genehmi-
gungsbehörde diesen Arbeiten zustimmt,

2. das Anbringen oder Errichten von Haltevorrichtungen für elektrische Leitungen, von 
Signalen und Haltestellenzeichen durch den Unternehmer oder von ihm Beauftragte zu 
dulden. Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftsräume dürfen vom Unternehmer oder von ihm 
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Beauftragte nur während der jeweiligen Arbeits- oder Geschäftsstunden, Wohnungen 
nur mit Zustimmung des Wohnungsinhabers betreten werden. Die Absicht, Vorarbeiten 
durchzuführen, ist dem Eigentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten mindestens 2 
Wochen vorher unmittelbar und in den Gemeinden, in deren Gebiet Vorarbeiten durch-
geführt werden sollen, ortsüblich bekanntzugeben.

(2) Die Zustimmung der Genehmigungsbehörde zu den Vorarbeiten begründet keinen An-
spruch auf Erteilung der Genehmigung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1.
(3) Über eine Verpfl ichtung zur Duldung der in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten technischen Ein-
richtungen ist beim Bau neuer Betriebsanlagen für Straßenbahnen im Planfeststellungsverfah-
ren zu entscheiden. Im übrigen entscheidet die Genehmigungsbehörde.
(4) Für Schäden, die durch Vorarbeiten, das Anbringen, Errichten oder Entfernen technischer 
Einrichtungen verursacht worden sind, hat der Unternehmer Entschädigung zu leisten. § 31 
Abs. 5 gilt entsprechend. Für die Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen ist der or-
dentliche Rechtsweg gegeben.

§§ 33 bis 35 
(weggefallen)

§ 36
Bau- und Unterhaltungspfl icht

(1) Der Unternehmer ist verpfl ichtet, die ihm genehmigten Betriebsanlagen für Straßenbah-
nen zu bauen und während der Geltungsdauer der Genehmigung den öff entlichen Verkehrs-
interessen und dem Stand der Technik entsprechend zu unterhalten.
(2) Die Genehmigungsbehörde kann dem Unternehmer eine Frist setzen, innerhalb derer die 
Betriebsanlagen zu bauen sind.

§ 37
Aufnahme des Betriebs

Die Genehmigung zur Aufnahme des Betriebs der Straßenbahnen erteilt die Genehmigungs-
behörde im Einvernehmen mit der für die technische Aufsicht zuständigen Behörde.

§ 38
(weggefallen)

§ 39
Beförderungsentgelte und -bedingungen

(1) Beförderungsentgelte und deren Änderung bedürfen der Zustimmung der Genehmigungs-
behörde. Mit der Zustimmung sind die Beförderungsentgelte allgemein verbindlich. Soweit 
die Beförderungsentgelte Gegenstand eines öff entlichen Dienstleistungsauftrages sind, hat 
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die zuständige Behörde der Genehmigungsbehörde dies anzuzeigen; in diesem Fall gilt die 
Zustimmung als erteilt.
(2) Die Genehmigungsbehörde hat die Beförderungsentgelte insbesondere daraufhin zu prü-
fen, ob sie unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage des Unternehmers, einer ausrei-
chenden Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals und der notwendigen technischen Ent-
wicklung angemessen sind. Die Zustimmung zu einer Änderung der Beförderungsentgelte 
wird in der Regel nicht erteilt, wenn diese einer verbindlichen Zusicherung nach § 12 Ab-
satz 1a widerspricht.
(3) Die nach Absatz 1 festgestellten Beförderungsentgelte dürfen nicht über- oder unterschrit-
ten werden; sie sind gleichmäßig anzuwenden. Ermäßigungen, die nicht unter gleichen Be-
dingungen jedermann zugute kommen, sind verboten und nichtig.
(4) Die Zustimmung zu den Beförderungsentgelten kann von der Genehmigungsbehörde 
nach Anhörung des Unternehmers widerrufen werden, wenn die für die Bildung der Beförde-
rungsentgelte maßgebenden Umstände sich wesentlich geändert haben; in diesem Falle kann 
die Genehmigungsbehörde nach Anhörung des Unternehmers die Beförderungsentgelte an-
derweitig festsetzen.
(5) Eine Erhöhung der Beförderungsentgelte tritt frühestens am siebenten Tage nach der Ver-
öff entlichung in Kraft.
(6) Die Beförderungsbedingungen sind vor ihrer Einführung der Genehmigungsbehörde zur 
Zustimmung vorzulegen, soweit sie von den Allgemeinen Beförderungsbedingungen (§ 57 
Abs. 1 Nr. 5) für das Unternehmen im Einzelfalle abweichen (Besondere Beförderungsbe-
dingungen). Das gleiche gilt für Änderungen der Besonderen Beförderungsbedingungen. Ab-
satz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 2 gelten entsprechend. Die Genehmigungsbehörde kann eine 
Änderung der Beförderungsbedingungen verlangen, wenn die für ihre Festsetzung maßge-
benden Umstände sich wesentlich geändert haben oder sich für die bessere Ausgestaltung des 
Verkehrs in einem Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben, denen durch eine Änderung der Be-
sonderen Beförderungsbedingungen Rechnung getragen werden kann.
(7) Die Beförderungsentgelte und die Besonderen Beförderungsbedingungen sind vom Un-
ternehmer vor ihrer Einführung ortsüblich bekanntzumachen; die Bekanntmachung ist in den 
zum Aufenthalt der Fahrgäste bestimmten Räumen auszuhängen.

§ 40
Fahrpläne

(1) Der Fahrplan muß die Führung der Linie, ihren Ausgangs- und Endpunkt sowie die Hal-
testellen und Fahrzeiten enthalten.
(2) Fahrpläne und deren Änderungen bedürfen der Zustimmung der Genehmigungsbehörde. 
Ausgenommen sind Fahrplanänderungen, die wegen vorübergehender Störungen des Betriebs 
oder aus besonderen Anlässen vorgenommen werden und für einen Zeitraum von nicht länger 
als einen Monat gelten, sowie andere geringfügige Fahrplanänderungen. Werden durch Fahr-
planänderungen die Interessen anderer Verkehrsunternehmen berührt, so sind diese vor der 
Zustimmung zu hören. Die in Satz 2 genannten Fahrplanänderungen sind der Genehmigungs-
behörde anzuzeigen. Die Genehmigungsbehörde kann den angezeigten Fahrplanänderungen 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen widersprechen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 2 
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nicht vorliegen; die Fahrplanänderungen dürfen dann nicht in Kraft treten. Soweit die Fahr-
pläne Gegenstand eines öff entlichen Dienstleistungsauftrages sind, hat die zuständige Behörde 
diese der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. In diesem Fall gilt die Zustimmung als erteilt.
(2a) Die Zustimmung zu einer Fahrplanänderung wird in der Regel nicht erteilt, wenn diese 
einer verbindlichen Zusicherung nach § 12 Absatz 1a widerspricht.
(3) Die Genehmigungsbehörde kann für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr Änderungen des 
Fahrplans verlangen, wenn die maßgebenden Umstände sich wesentlich geändert haben oder 
sich für die bessere Ausgestaltung des Verkehrs in einem Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben, 
denen durch eine Änderung des Fahrplans Rechnung getragen werden kann. Die Genehmi-
gungsbehörde hat hiervon abzusehen, wenn die Änderungen dem Unternehmer unter Berück-
sichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, einer ausreichenden Verzinsung und Tilgung des An-
lagekapitals und der notwendigen technischen Entwicklung nicht zugemutet werden können.
(4) Fahrpläne und Fahrplanänderungen sind vom Unternehmer ortsüblich bekanntzumachen. 
Ferner sind die gültigen Fahrpläne in den zum Aufenthalt der Fahrgäste bestimmten Räumen 
anzubringen. An den Haltestellen sind mindestens die Abfahrtszeiten anzuzeigen. Der Unter-
nehmer ist verpfl ichtet, der Genehmigungsbehörde auf deren Anforderung die Fahrplandaten 
in einem geeigneten elektronischen Format zur Kontrolle der Einhaltung der Fahrplanpfl ich-
ten sowie zur Nutzung in unternehmensübergreifenden Auskunftssystemen zeitgerecht und 
unentgeltlich bereitzustellen.

B.
Verkehr mit Obussen

§ 41
Entsprechend anwendbare Vorschriften

(1) Die Vorschriften der §§ 28 bis 30 und der §§ 32, 36 und 37 sind auf die Errichtung von 
Bau- und Betriebsanlagen für den Obusverkehr entsprechend anzuwenden.
(2) Zur Errichtung von Bau- und Betriebsanlagen auf öff entlichen Straßen bedarf der Unter-
nehmer der Zustimmung des Trägers der Straßenbaulast; § 31 Abs. 1, 2, 4 bis 6 ist entspre-
chend anzuwenden.
(3) Im übrigen sind auf den Obusverkehr die Vorschriften der §§ 39 und 40 entsprechend an-
zuwenden.

C.
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen

§ 42
Begriff sbestimmung Linienverkehr

Linienverkehr ist eine zwischen bestimmten Ausgangs- und Endpunkten eingerichtete regel-
mäßige Verkehrsverbindung, auf der Fahrgäste an bestimmten Haltestellen ein- und ausstei-
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gen können. Er setzt nicht voraus, daß ein Fahrplan mit bestimmten Abfahrts- und Ankunfts-
zeiten besteht oder Zwischenhaltestellen eingerichtet sind.

§ 42a Personenfernverkehr

Personenfernverkehr ist der Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, der nicht zum öff entlichen 
Personennahverkehr im Sinne des § 8 Absatz 1 und nicht zu den Sonderformen des Linien-
verkehrs nach § 43 gehört. Die Beförderung von Personen zwischen zwei Haltestellen ist un-
zulässig, wenn
1. der Abstand zwischen diesen Haltestellen nicht mehr als 50 km beträgt oder
2. zwischen diesen Haltestellen Schienenpersonennahverkehr mit einer Reisezeit bis zu ei-

ner Stunde betrieben wird.
In der Genehmigung sind auf Antrag für einzelne Teilstrecken Ausnahmen zu gewähren, wenn
1. kein ausreichendes Nahverkehrsangebot besteht oder
2. das Fahrgastpotenzial der vorhandenen Verkehrsangebote nur unerheblich beeinträchtigt 

wird.

§ 42b Technische Anforderungen

Kraftomnibusse, die im Personenfernverkehr eingesetzt werden, müssen den Vorschriften des 
Anhangs VII der Richtlinie 2001/85/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
November 2001 über besondere Vorschriften für Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit mehr 
als acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz und zur Änderung der Richtlinien 70/156/EWG und 
97/27/EG (ABl. L 42 vom 13.2.2002, S. 1) in der jeweils zum Zeitpunkt der Erstzulassung des 
jeweiligen Kraftomnibusses geltenden Fassung entsprechen und mit mindestens zwei Stell-
plätzen für Rollstuhlnutzer ausgerüstet sein.

§ 43
Sonderformen des Linienverkehrs

Als Linienverkehr gilt, unabhängig davon, wer den Ablauf der Fahrten bestimmt, auch der 
Verkehr, der unter Ausschluß anderer Fahrgäste der regelmäßigen Beförderung von
1. Berufstätigen zwischen Wohnung und Arbeitsstelle (Berufsverkehr),
2. Schülern zwischen Wohnung und Lehranstalt (Schülerfahrten),
3. Personen zum Besuch von Märkten (Marktfahrten),
4. Theaterbesuchern
dient. Die Regelmäßigkeit wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Ablauf der Fahrten 
wechselnden Bedürfnissen der Beteiligten angepaßt wird.

§ 44
(weggefallen)
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§ 45
Sonstige Vorschriften

(1) Auf den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist § 32, soweit diese Vorschrift sich auf das 
Anbringen oder Errichten von Haltestellenzeichen bezieht, entsprechend anzuwenden; über 
die Verpfl ichtung zur Duldung entscheidet die Genehmigungsbehörde ohne Planfeststellungs-
verfahren.
(2) Auf den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sind die §§ 39 und 40 mit folgenden Maß-
gaben anzuwenden:
1. § 39 Absatz 1 bis 5 und 7 gilt nicht für den Personenfernverkehr,
2. § 40 Absatz 3 gilt nicht für den Personenfernverkehr; abweichend von § 40 Absatz 2 

Satz 1 genügt bei Fahrplanänderungen im Personenfernverkehr eine Anzeige bei der Ge-
nehmigungsbehörde; sofern die Genehmigungsbehörde den angezeigten Fahrplanände-
rungen innerhalb von einem Monat widerspricht, dürfen diese nicht in Kraft treten.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann bei den Verkehrsformen nach § 43 auf die Einhaltung 
der Vorschriften über die Betriebspfl icht (§ 21), die Beförderungspfl icht (§ 22), die Beförde-
rungsentgelte und -bedingungen (§ 39) sowie über die Fahrpläne (§ 40) ganz oder teilweise 
verzichten. Bei den Sonderformen des Linienverkehrs (§ 43) ist § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 und 3 so anzuwenden, daß insbesondere den Belangen von Berufstätigen und Arbeit-
gebern sowie von Schülern und Lehranstalten Rechnung getragen wird.

D.
Ausgleichszahlungen

§ 45a Ausgleichspfl icht

(1) Im Verkehr mit Straßenbahnen und Obussen sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeu-
gen nach den §§ 42 und 43 Nr. 2 ist dem Unternehmer für die Beförderung von Personen mit 
Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs auf Antrag ein Ausgleich nach Maßgabe des Ab-
satzes 2 zu gewähren, wenn und soweit
1. der Ertrag aus den für diese Beförderungen genehmigten Beförderungsentgelten zur De-

ckung der nach Absatz 2 Satz 2 zu errechnenden Kosten nicht ausreicht, und
2. der Unternehmer innerhalb eines angemessenen Zeitraums die Zustimmung zu einer An-

passung der in den genannten Verkehrsformen erhobenen Beförderungsentgelte an die 
Ertrags- und Kostenlage beantragt hat.

(2) Als Ausgleich werden gewährt 50 vom Hundert des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
Ertrag, der in den in Absatz 1 genannten Verkehrsformen für die Beförderung von Personen 
mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs erzielt worden ist, und dem Produkt aus den 
in diesem Verkehr geleisteten Personen-Kilometern und den durchschnittlichen verkehrsspe-
zifi schen Kosten. Als durchschnittliche verkehrsspezifi sche Kosten im Sinne dieser Vorschrift 
gelten die Kostensätze je Personen-Kilometer, die von den Landesregierungen oder den von 
ihnen durch Rechtsverordnung ermächtigten Behörden durch Rechtsverordnung nach Durch-
schnittswerten einzelner repräsentativer Unternehmen, die sparsam wirtschaften und leis-
tungsfähig sind, pauschal festgelegt werden; dabei können entsprechend betrieblichen und 
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verkehrlichen Besonderheiten unterschiedliche Kostensätze für den schienengebundenen 
und den nichtschienengebundenen Verkehr sowie für verschiedene Verkehrsregionen festge-
legt werden. Der sich in Anwendung des Satzes 1 ergebende Ausgleichsbetrag wird für das 
Jahr 2004 um 4 Prozent, für das Jahr 2005 um 8 Prozent und vom Jahr 2006 an jeweils um 
12 Prozent verringert.
(3) Den Ausgleich nach den Absätzen 1 und 2 gewährt das Land, in dessen Gebiet der Ver-
kehr betrieben wird. Erstreckt sich der Verkehr auch auf das Gebiet eines anderen Landes, so 
wird dem Ausgleich der Teil der Leistungen zugrunde gelegt, der in dem jeweiligen Land er-
bracht wird.
(4) Über den Ausgleich entscheidet die Genehmigungsbehörde oder die von der Landesregie-
rung bestimmte Behörde. Die Entscheidung kann mit Aufl agen verbunden werden, die dazu 
bestimmt sind, die wirtschaftlichen Ergebnisse der in den in Absatz 1 genannten Verkehrsfor-
men erbrachten Leistungen zu verbessern. Kommt der Unternehmer solchen Aufl agen nicht 
oder nicht in vollem Umfange nach, so ist ein Ausgleich nur insoweit zu gewähren, wie er 
sich im Falle der Befolgung der Aufl agen errechnet hätte.
(5)

E.
Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen

§ 46
Formen des Gelegenheitsverkehrs

(1) Gelegenheitsverkehr ist die Beförderung von Personen mit Kraftfahrzeugen, die nicht Li-
nienverkehr nach den §§ 42, 42a und 43 ist.
(2) Als Formen des Gelegenheitsverkehrs sind nur zulässig
1. Verkehr mit Taxen (§ 47),
2. Ausfl ugsfahrten und Ferienziel-Reisen (§ 48),
3. Verkehr mit Mietomnibussen und mit Mietwagen (§ 49).
(3) In Orten mit mehr als 50 000 Einwohnern oder in den von der höheren Verwaltungsbe-
hörde bestimmten Orten unter 50 000 Einwohnern darf eine Genehmigung für den Taxen-
verkehr und den Mietwagenverkehr nicht für denselben Personenkraftwagen erteilt werden.

§ 47
Verkehr mit Taxen

(1) Verkehr mit Taxen ist die Beförderung von Personen mit Personenkraftwagen, die der Un-
ternehmer an behördlich zugelassenen Stellen bereithält und mit denen er Fahrten zu einem 
vom Fahrgast bestimmten Ziel ausführt. Der Unternehmer kann Beförderungsaufträge auch 
während einer Fahrt oder am Betriebssitz entgegennehmen.
(2) Taxen dürfen nur in der Gemeinde bereitgehalten werden, in der der Unternehmer seinen 
Betriebssitz hat. Fahrten auf vorherige Bestellung dürfen auch von anderen Gemeinden aus 
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durchgeführt werden. Die Genehmigungsbehörde kann im Einvernehmen mit anderen Ge-
nehmigungsbehörden das Bereithalten an behördlich zugelassenen Stellen außerhalb der Be-
triebssitzgemeinde gestatten und einen größeren Bezirk festsetzen.
(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung den Umfang der Betriebs-
pfl icht, die Ordnung auf Taxenständen sowie Einzelheiten des Dienstbetriebs zu regeln. Sie 
kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung übertragen. In der Rechtsverordnung kön-
nen insbesondere Regelungen getroff en werden über
1. das Bereithalten von Taxen in Sonderfällen einschließlich eines Bereitschaftsdienstes,
2. die Annahme und Ausführung von fernmündlichen Fahraufträgen,
3. den Fahr- und Funkbetrieb,
4. die Behindertenbeförderung und
5. die Krankenbeförderung, soweit es sich nicht um Beförderungen nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 

handelt.
(4) Die Beförderungspfl icht besteht nur für Fahrten innerhalb des Geltungsbereichs der nach 
§ 51 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 2 Satz 1 festgesetzten Beförderungsentgelte (Pfl ichtfahr-
bereich).
(5) Die Vermietung von Taxen an Selbstfahrer ist verboten.

§ 48
Ausfl ugsfahrten und Ferienziel-Reisen

(1) Ausfl ugsfahrten sind Fahrten, die der Unternehmer mit Kraftomnibussen oder Personen-
kraftwagen nach einem bestimmten, von ihm aufgestellten Plan und zu einem für alle Teil-
nehmer gleichen und gemeinsam verfolgten Ausfl ugszweck anbietet und ausführt. Die Fahrt 
muß wieder an den Ausgangsort zurückführen. Die Fahrgäste müssen im Besitz eines für die 
gesamte Fahrt gültigen Fahrscheins sein, der die Beförderungsstrecke und das Beförderungs-
entgelt ausweist. Bei Ausfl ugsfahrten, die als Pauschalfahrten ausgeführt werden, genügt im 
Fahrschein die Angabe des Gesamtentgelts an Stelle des Beförderungsentgelts.
(2) Ferienziel-Reisen sind Reisen zu Erholungsaufenthalten, die der Unternehmer mit Kraf-
tomnibussen oder Personenkraftwagen nach einem bestimmten, von ihm aufgestellten Plan 
zu einem Gesamtentgelt für Beförderung und Unterkunft mit oder ohne Verpfl egung anbie-
tet und ausführt. Es dürfen nur Rückfahrscheine und diese nur auf den Namen des Reisenden 
ausgegeben werden. Die Fahrgäste sind zu einem für alle Teilnehmer gleichen Reiseziel zu 
bringen und an den Ausgangspunkt der Reise zurückzubefördern. Auf der Rückfahrt dürfen 
nur Reisende befördert werden, die der Unternehmer zum Reiseziel gebracht hat.
(3) (weggefallen)
(4) Die Vorschriften der §§ 21 und 22 sind nicht anzuwenden.
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§ 49
Verkehr mit Mietomnibussen und mit Mietwagen

(1) Verkehr mit Mietomnibussen ist die Beförderung von Personen mit Kraftomnibussen, die 
nur im ganzen zur Beförderung angemietet werden und mit denen der Unternehmer Fahrten 
ausführt, deren Zweck, Ziel und Ablauf der Mieter bestimmt. Die Teilnehmer müssen ein zu-
sammengehöriger Personenkreis und über Ziel und Ablauf der Fahrt einig sein.
(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 sind nicht gegeben, wenn Fahrten unter An-
gabe des Fahrtziels vermittelt werden. Mietomnibusse dürfen nicht durch Bereitstellen auf 
öff entlichen Straßen oder Plätzen angeboten werden.
(3) Die Vorschriften der §§ 21 und 22 sind nicht anzuwenden.
(4) Verkehr mit Mietwagen ist die Beförderung von Personen mit Personenkraftwagen, die 
nur im ganzen zur Beförderung gemietet werden und mit denen der Unternehmer Fahrten 
ausführt, deren Zweck, Ziel und Ablauf der Mieter bestimmt und die nicht Verkehr mit Taxen 
nach § 47 sind. Mit Mietwagen dürfen nur Beförderungsaufträge ausgeführt werden, die am 
Betriebssitz oder in der Wohnung des Unternehmers eingegangen sind. Nach Ausführung des 
Beförderungsauftrags hat der Mietwagen unverzüglich zum Betriebssitz zurückzukehren, es sei 
denn, er hat vor der Fahrt von seinem Betriebssitz oder der Wohnung oder während der Fahrt 
fernmündlich einen neuen Beförderungsauftrages erhalten. Der Eingang des Beförderungs-
auftrages am Betriebssitz oder in der Wohnung hat der Mietwagenunternehmer buchmäßig zu 
erfassen und die Aufzeichnung ein Jahr aufzubewahren. Annahme, Vermittlung und Ausfüh-
rung von Beförderungsaufträgen, das Bereithalten des Mietwagens sowie Werbung für Miet-
wagenverkehr dürfen weder allein noch in ihrer Verbindung geeignet sein, zur Verwechslung 
mit dem Taxenverkehr zu führen. Den Taxen vorbehaltene Zeichen und Merkmale dürfen für 
Mietwagen nicht verwendet werden. Die §§ 21 und 22 sind nicht anzuwenden.

Fußnote
§ 49 Abs. 4 Satz 3: Nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit dem GG vereinbar, BVerfGE 
v. 14.11.1989; 1990 I 108 – 1 BvL 14/85, 1 BvR 1276/84 -
§ 49 Abs. 4 Satz 4: Nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit dem GG vereinbar, BVerfGE 
v. 14.11.1989; 1990 I 108 – 1 BvL 14/85, 1 BvR 1276/84 -
§ 49 Abs. 4 Satz 5: Nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit dem GG vereinbar, BVerfGE 
v. 8.11.1983; 1984 I 105 – 1 BvL 8/81 -

§ 50
(weggefallen)

§ 51
Beförderungsentgelte und -bedingungen im Taxenverkehr

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Beförderungsentgelte 
und -bedingungen für den Taxenverkehr festzusetzen. Die Rechtsverordnung kann insbeson-
dere Regelungen vorsehen über


